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Nicht Leidenſchaſt, 
ſondern VBernunſt . . ! 


General Gorecki: „Ich dachte an das Gebot, das der verblichene Marſchall 
ſtets vor Augen hatte, wenn er vor irgendeinem politiſchen Entſchluß ſtand, 
nämlich, daß nicht Leidenſchaft, ſondern Vernunft für. das Geſchick der Völker 
und ihre gegenſeitigen Beziehungen entſcheidend ſein muß. So war die Wirk⸗ 
lichkeit Pilſudſkis. Euer großer Führer läßt ſich in feiner Arbeit von dem: 
ſelben Gebot leiten.“ 


Wenn beim Frontkämpfertreffen in Berlin ein ſolches Wort aus dem 
Munde eines polniſchen Soldaten vom Format des Generals Gorecki gefallen iſt, ſo iſt 
das gerade jetzt, da das deutſch⸗polniſche Verhältnis durch den neu⸗ 
entbrannten Vernichtungskampf gegen das Deutſchtum drüben 
einer ſchweren Belaſtungsprobe ausgeſetzt iſt, fo ernſt und gewichtig 
wie nur irgend möglich zu nehmen. Ehe der kritiſche Tag des 15. Juli anbrach, der 
Tag des Erlöſchens der Genfer Konvention, ſchon Monate vorher, iſt in 
Polen eine Flut von Entſtellungen, Verunglimpfungen, Schikanen und Verfolgungen 
über alles, was ſich zum Deutſchtum bekennt, hinweggegangen. Gleichzeitig erſchienen 
Berichte über die Lage des polniſchen Volksſplitters in Deutſchland, 
in denen mit allen jenen fauſtdicken Lügen und Verdrehungen gearbeitet wurde, die von 
uns wiederholt feſtgenagelt und durch die nüchterne Sprache der Tatſachen widerlegt 
worden ſind. Die polniſche nationale Leidenſchaft war entfeſſelt, wie ſchon lange nicht, 
das Gebot der Vernunft mißachtet und mit Füßen getreten. Dem aufmerkſamen 
Beobachter konnte dabei nicht entgehen, daß in dieſer Entfeſſelung der anti⸗ 
deutſchen Gefühle Syſtem und Abſicht lag. Und die Welle der Agitation 
war denn auch von einer Reihe wohlberechneter Maßnahmen des Staates und der 
Selbſtverwaltung begleitet, die ſich auf eine weitere Einſchränkung der elementarſten 
völkiſchen und kulturellen Lebensrechte der deutſchen Volksgruppe im abgetrennten Teil 
Oberſchleſiens und im übrigen Polen bezogen. 

Wie ganz anders, wirklich von der Vernunft eines politiſch weitſichtigen Denkens 
diktiert, mutet dagegen die beherrſchte, ſich nur auf die notwendigſte Abwehr beſchränkende 
Haltung an, mit der von deutſcher Seite darauf reagiert wurde. Die Hand zur 
Verſtändigung blieb immer noch ausgeſtreckt. Mehr noch: eine groß: 
herzige Geſte wurde gemacht, indem den Polen das Pilfudffi-Haus in Magdeburg 
geſchenkk wurde, das Haus, in dem der Schöpfer und Lenker des neuen polniſchen 

Staates im Weltkriege vorübergehend interniert war. 

Die Frage entſteht, wie ſich dieſes gänzlich verſchiedenartige Verhalten von deutſcher 
und polniſcher Seite erklärt. Darauf iſt zunächſt zu antworten, daß hier z wei in jeder 
Hinſicht grundverſchiedene Staatsgebilde und Völker einander gegen⸗ 
überſtehen. Deutſchland iſt ein geſchloſſener, in ſich feſtgefügter Staat, deſſen Großmacht⸗ 
ſtellung niemand anzweifelt, und in dem ein einziger Mann entſcheidet. Polen fehlt dieſe 
Geſchloſſenheit, räumlich — denn die Teilgebiete ſind immer noch nicht zuſammengewachſen, 
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ethnographiſch — denn ein Drittel feiner Bevölkerung find Nichtpolen, innenpolitiſch — 
denn die leitenden Staatsmänner ſind heute mehr denn je in Sorge darum, einen Ausgleich 
mit den mächtigen und einflußreichen Oppoſitionsgruppen im Lande herbeizuführen. 
Polens Geltung als Großmacht, von Deutſchland durch Erhebung der Geſandſchaft zur Bot⸗ 
ſchaft anerkannt, iſt immer wieder in Frage geſtellt. Und der ſtarke Mann, deſſen Wort 
und Willen gilt, fehlt nach dem Tode des Marſchalls Pilſudſki, mit dem Deutſchland 
vor drei Jahren das deutſch-polniſche Abkommen geſchloſſen hat in der Hoffnung, 
daß ſich daraus eine freundſchaftliche deutſch⸗polniſche Zu⸗ 
ſammenarbeit entwickeln werde. Und felbft der verſtorbene Marſchall 
hatte in Polen niemals eine Stellung inne, die auch nur annähernd zu vergleichen wäre 
mit der des Führers, hatte nicht dieſe ſelbſtverſtändliche Gefolgſchaft der ganzen Nation 
in allen lebenswichtigen Belangen hinter ſich. 

Was folgt daraus? Für Polen vor allem, daß Deutſchland ein zuver⸗ 
läſſiger Vertragspartner iſt, deſſen unmißverſtändlich erklärter Wille volles 
Gewicht hat. Polen bleibt aber für Deutſchland, wenn auch kein unbedingt unzuver⸗ 
läffiger Partner, fo doch immer einer, demgegenüber ſich immer wieder viele und gewichtige 
Fragezeichen erheben. Deutſchland iſt überzeugt, daß die wohlver— 
ſtandene Staatsraiſon es Polen gebieten wird, im eigenen 
Intereſſe den Weg weiterzugehen, den Pilſudſki betreten hat, der nur 
zu gut wußte, daß die Gefahr für den Beſtand des polniſchen Staates vom 
bolſchewiſtiſchen Rußland droht. Man müßte meinen, daß nun Deutſchland 
allen Anlaß hätte, Polen dauernd zu beargwöhnen. Genau das Umgekehrte iſt der 
Fall: die Mißdeutungen, Verdrehungen und Anfeindungen von polniſcher Seite nehmen 
kein Ende, während Deutſchland nur nüchtern beobachtet, abwehrt und entſchloſſen und 
handelnd ſeinen Weg geht. 

Das wird nur verſtändlich, wenn auch die Unterſchiede in der Mentalität 
der beiden Völker in Betracht gezogen werden. Deutſchland iſt ein Soldatenvolk 
mit alten Traditionen, im Weltringen der Jahre 1914 —1918 geprüft und geſtählt, durch 
die tiefen Leiden der Kriegs- und Nachkriegszeit politiſch gereift und heute bis in feine 
unterſten Glieder ein Volk mit wachem, auf große Ziele gerichtetem völkiſchen 
und politifhen Willen. Das Wort des polniſchen Frontkämpfers Gorecki ſteht 
über dem ganzen deutſchen Volk als Richtſchnur ſeines Denkens und Handelns. 
Ganz anders iſt die Mentalität des polniſchen Volkes. Aus der Zeit der 
Unfreiheit hat der Pole ein waches, überempfindliches völkiſches Bewußtſein. 
Hat das Polentum aber auch ſchon in ſeiner großen Maſſe 
gelernt, ſtaatlich zu denken? Dieſe Frage iſt glatt zu verneinen. Eine üble 
Erbſchaft hat Polen in dieſer Hinſicht ja ſchon aus der Zeit vor der Teilung übernommen. 
Egoiſtiſche politiſche Maßloſigkeit und Zügelloſigkeit waren damals Trumpf. Die einzig⸗ 
artig glücklichen Umſtände, unter denen Polen ſeine Eigenſtaatlichkeit wiedergewann, 
waren ein Auftrieb für die völkiſche Leidenſchaft, aber keine Gelegenheit zur 
Vertiefung und Ausreifung ſtaatlichen Denkens und Fühlens. 
Die Zahl der Frontkämpfer des Weltkrieges iſt in Polen gering, und auch die Zahl der⸗ 
jenigen, die bei und kurz nach der Wiedererſtehung Polens geopfert und geblutet haben. 
Pilſudſki und einige andere führende Politiker ſowie die führende Schicht des polniſchen 
Militärs denken nüchtern und ſachlich. Das Volk aber kennt nur das Partei: 
intereſſe und das völkiſche Intereſſe und ſtellt es über das 
Staatsintereſſe. Wie oft hat Pilſudſki zu ſeinen Lebzeiten dieſe Einſtellung mit 
den ſchärfſten Worten gegeißelt! Und ſie muß ja auf die Dauer auch zu ernſter Schädigung 
und Unterhöhlung des polniſchen Staates führen, wenn es den verant⸗ 
wortlichen Männern in der Staatsführung nicht gelingt, das Steuer herumzuwerfen, 
einen nachhaltigen erzieheriſchen Einfluß auf dieſe ſtaatsgefährliche Grundhaltung des 
polniſchen Menſchen auszuüben. 

Das geht aber nur, wenn die ſtaatliche Politik nicht auch im Fahr⸗ 
waſſer der zügelloſen nafionalen Leidenſchaften des Volkes 
ſegelt. Der Staat kann nicht eine Einſtellung des Volkes nachhaltig beeinfluſſen, 
die ihm verhängnisvoll werden muß, wenn er gleichzeitig durch eine ununterbrochene Kette 
von Maßnahmen, die auf die Unterdrückung der Angehörigen anderen Volkstums 
in ſeinen Grenzen abzielen, ſelbſt dieſe überſteigerte, den ſtaatlichen Belangen abträgliche, 
volksgruppenfeindliche Haltung bekundet. 
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Hier liegt nach wie vor der Angelpunkt für die Fortentwick⸗ 
lung des deutſch⸗polniſchen Verhältniſſes. Es gibt angeſehene, wenn 
auch oberflächlich als Außenſeiter abgetane polniſche Politiker, die das mit nüchternen 
Augen erkennen und immer wieder mahnend ihre Stimme erheben. In der vorigen 
Nummer des „Oſtland“ war von einem ſolchen „Außenſeiter mit Zipil⸗ 
courage“ die Rede. Zu Cat⸗Mackiewicz gefellt ſich jetzt der ſtändige Mit⸗ 
arbeiter des Wilnaer „Slowo“ Wladyslaw Stud nicki. „Im Laufe der 
20 Jahre unferer Eigenſtaatlichkeit“, ſchreibt Studnicki u. a., „gelang 
es uns nicht, eine folgerichtige und verſtändige Politik gegen⸗ 
über den verſchiedenen nationalen Minderheiten zu führen... 
Die Deutſchen vermögen eine wichtige Rolle bei der Entjudung Polens zu 
fpielen... Bei einem Zuſammenarbeiten der Polen und Deutſchen 
könnte eine Verringerung des jüdiſchen — und eine Erweiterung des polniſchen Beſitz⸗ 
ſtandes eintreten.“ 

Studnicki nimmt dann gegen die bekannten Poloniſierungsverſuche des Renegaten 
Burſche gegenüber der evangeliſch⸗augsburgiſchen Kirche in Mittel⸗ 

olen (vgl. hierzu die wiederholten Beiträge im „Oſtland“) und gegen die ähnlichen 
Maßnahmen gegenüber der evangeliſch⸗unierten Kirche in Ober⸗ 
ſchleſien Stellung. Vom Lodzer Deutſchtum, das von den Manövern Burſches 
beſonders betroffen ift, ſchreibt Studnicki: „Der Lodzer Deutſche vermag dem 
Staate gegenüber ganz loyal eingeſtellt zu fein, aber ſchon allein der Gedanke, 
daß ihm ein evangeliſch⸗augsburgiſcher Geiſtlicher aufgezwungen werden konnte, der 
ſtatt deutſcher polniſche Gottesdienſte abhält — ruft in ihm Unwillen und 
Gereiztheit hervor, denn feine Gefühle beim Beten find an das „Vater Unſer“ und nicht 
an das „Djcze nasz' gebunden.“ Und zum Fall der oberfchlefifchen unierten Kirche heißt 
es in dieſer Polemik: „Zu viel Eifer, zu wenig politiſche Klugheit. Das deutſche 
Element in Schleſien kann, wenn es nicht in feinen völkiſchen 
Gefühlen verletzt wird, ... das Fortbeſtehen gutnachbarlicher 
Beziehungen zwiſchen Polen und Deutſchland erleichtern. Eine 
nationale Minderheit, die ſich an der Grenze des Staates befindet, zu dem ſie in völkiſcher 
Hinſicht gehört, kann ein irredentiſtiſcher Faktor ſein, ſie kann jedoch auch zur 
polifiſchen Annäherung der beiden Staaten beitragen. Letztere 
Rolle ſpielten lange Zeit hindurch die Balten⸗Deutſchen, bis der ſtumpfe und dumme 
Alexander III. ſeine Ruſſifizierungspolitik gegen ſie einleitete. Wir wiſſen aus Erfahrung, 
daß das Auf zwängen der Staatsſprache in Schule und Amt 
keinesfalls Verbundenheit mit dem Staate hervorruft.“ 

Außer Studnicki hat jetzt Cat⸗Mackiewicz noch einmal und, wenn möglich, noch 
eindringlicher im Wilnaer „Slowo! einen Appell an die polniſche Ver⸗ 
nunft gerichtet. Mackiewicz, der die Linie Berlin⸗Warſchau mit Recht 
als eine außenpolitiſche Schlüſſelſtellung für Polen anſieht, ſchreibt 
u. a. folgendes: „Der Grundſtein der Politik Oberſt Becks liegt in der friedlichen 
Verſtändigung mit Deutſchland. Schon im dritten Jahr zeigt dieſe Politik die beſten 
Erfolge.. Die Stimme Polens hat nunmehr in den europäiſchen Beziehungen den 
gleichen Klang wie die Stimme der Großmächte. Kann man aber auf weite 
Sicht eine Außenpolitik gegen die eigene öffentliche Meinung 
führen? Kann man ſich einen Zuſtand denken, in welchem der Außenminiſter ſagk: 
die Außenpolitik, das iſt mein Geheimnis, ich führe ſie auf eigene Fauſt, und es ſtört mich 
keineswegs, daß der Sejm, daß die Herren Wofſewoden und die 
Preſſe eine andere Politik führen .. . Iſt ein ſolcher Zuſtand glücklich 
für den Staat, weckt er Vertrauen in die Beſtändigkeit unſerer Außenpolitik?“ Und 
weiter. „Zu all dieſen Fragen werde ich durch die letzten Manifeſtationen im 
Parlament und in der polniſchen Preſſe gedrängt. Die oberſchleſiſche 
Konvention iſt kaum erloſchen und ſchon hat die Naprawa“!-Gruppe im Sejm 
die Gelegenheit wahrgenommen, um deutſchfeindliche Kundgebungen vom 
Stapel zu laſſen. . Das Hauptorgan dieſer Gruppe ift die „Polka Zachodnia“, 
das Sprachrohr Grazynſkis.“ 

„Die Parolen der Naprawa-Gruppe werden von der jüdiſchen Publiziſtik über⸗ 
nommen und von den Journaliſten, die Halb: oder Vierteljuden find. Die beiden letzten 
Kategorien fürchten und haſſen Adolf Hitler mehr als die Volljuden.. . Dieſe Gruppe 
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kann in der Beurteilung der deutſch⸗polniſchen Beziehungen nicht objektiv fein... 
Aus dieſem Grund müßten wir heute ihre Stimmen bei der Beurteilung der deutſch⸗ 
polniſchen Beziehungen vollſtändig ausſchalten. Die Politik des polniſchen 
Staates ... kann nicht die internationalen Intereſſen des 
Judentums berückſichtigen.“ Hier hätte Mackiewicz vielleicht noch ſagen 
ſollen, daß dieſe Stimmen wie eine Verhöhnung des polniſchen Staates wirken zu 
einer Zeit, da das internationale Judentum gerade einen Groß⸗ 
angriff auf den polniſchen Staat begonnen hat. 


Mackiewicz fährt dann fort: „Zu den Stimmen der Naprawa-Gruppe und der 
jüdiſchen Publiziſtik kommt dann noch die Stimme aller internationalen 
Organiſationen, die im Kampf gegen den Nationalſozialismus 
irgendwie engagiert find... Dies alles hat weder mittelbar noch unmittel⸗ 
bar etwas mit den Intereſſen des polniſchen Staates zu tun. Und trotzdem wirkt ſich 
der eingeſchaltete Propagandaſtrom dieſer internationalen Organi- 
ſationen auch in Polen aus.“ 


Während alſo in Deutſchland die Preſſe in Uebereinſtimmung mit dem deutſch⸗ 
polniſchen Pakt unermüdlich an einer gerechten Beurteilung des polniſchen Nachbarn 
durch das deutſche Volk arbeitet, um den Boden für eine fortſchreitende 
und womöglich bleibende Verſtändigung vorzubereiten, iſt in 
Polen, deſſen Volk, wie oben ausgeführt wurde, ſo ſehr der Erziehung zum ſtaatlichen 
Denken bedarf, nicht nur ein großer Teil der polniſchen Preſſe mit ihren Haß: und 
Verleumdungsergüſſen auf das Deutſchtum hüben und drüben losgelaſſen, fondern 
auch Juden, Freimaurer und Genoſſen dürfen dort ihr Gift 
gegen das Dritte Reich verſpritzen. & 

Erſtaunlich faft, daß bei alledem aus dem Lager der deutſchen Volks⸗ 
gruppe drüben Stimmen laut werden, die ſich trotz des ungeheuer ſchwer auf dem 
deutſch⸗polniſchen Verhältnis laſtenden Druckes für ein fruchtbares deutſch⸗ 
polniſches Zuſammenleben einſetzen. Die Worte, die Dr. Hans Kohnert 
als Vertreter der deutſchen Volksgruppe in Polen auf dem diesjährigen Nationali⸗ 
fäfenfongreß in London ſprach, find hierfür bezeichnend: „Seit Beendigung 
des Weltkrieges ſind nunmehr faſt zwanzig Jahre verſtrichen, die Europa in einer neuen 
Ordnung ſeiner Staatsgrenzen durchlebte. Dieſe Neuordnung Europas hat das Minder⸗ 
heitenproblem in ſeiner heutigen Form erſt entſtehen laſſen. Die Volksgruppen blicken 
nunmehr alſo auf eine faſt zwanzigjährige Erfahrung unter dieſen neugeſchaffenen Ver⸗ 
hältniſſen zurück.. Sie haben in dieſem Zeitraum außerordentliche 
Verluſte ideeller und materieller Natur ertragen müſſen, 
ohne daß es zu Auflehnungen gegen die Staatsgewalt oder zu 
Gewaltakten gekommen if. Wir glauben, daß dies der 
ſchlagendſte Beweis für unſeren feſten Willen einer friedlichen 
Löſung der Minderheitenfrage iſt.“ 

Aus den zahlreichen ſonſtigen deutſchen Aeußerungen ſeien hier noch ein paar Worte 
aus einem Blatt der deutſchen Volksgruppe in Lodz, „Der Deutſche Weg“, 
wiedergegeben, weil darin von der national überſpannten, ſtaatlich un⸗ 
reifen Denkart des Polen die Rede iſt. Es wird zunächſt ausgeführt, wie die 
unermüdliche Tätigkeit der deutſchen Preſſe in den letzten Jahren dazu 
beigetragen hat, daß in Deutſchland der Boden nicht nur für eine Verſtändigung von 
Staat zu Staat, ſondern auch für eine dauernde Freundſchaft vorbereitet wurde. „In 
Polen ging dieſe Entwicklung leider einen anderen Weg. Wohl gilt auch für hier, daß 
man ſich verſchiedentlich bemühte, auf den verſchiedenſten Gebieten Verbindungen herzu⸗ 
ſtellen — aber im großen und ganzen blieben dieſe anerkennenswerten Beziehungen doch 
immer nur auf kleine Kreiſe beſchränkt. Der einfache polniſche 
Menſch ... iſt in der Abneigung gegen alles Deutſche aufge⸗ 
wachſen und erzogen worden, und er hat ſie auch bis heute noch 
nicht überwunden. .. Selbſtverſtändlich kann man nun nicht dieſen einfachen 
polniſchen Bauern oder Arbeiter dafür verantwortlich machen. Die Schuld trifft 
hier ausſchließlich die Stellen, die für ſeine Aufklärung hätten 
forgen ſollen, und das ift vor allem die polniſche Preſſe. Ihr wäre die 
Aufgabe zugefallen — wie der deutſchen Preſſe im Reich — das erſte und weſentlichſte 
zu fun, nämlich: das Volk aufzuklären. Das hieße, ſich für ein von der Regierung 
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geſtecktes Ziel einzufegen und die Arbeit und den Bau am Fundament beginnen. Diefes 
Verſtändnis für die deutſche Eigenart und die Achtung vor dem 
großen und umwälzenden Geſchehen im deutſchen Volk wäre auch 
hier der Grundſtein geweſen für eine fruchtbare Verſtändigung von Volk zu Volk.“ 

Mackiewicz hat den Mut, offen auszuſprechen, wohin die dauernde Vergewaltigung 
des Deutſchtums drüben führen könnte, und es braucht ſeinen Worten nichts hinzugeſetzt 
zu werden: „Durch Tatſachen kann man beweiſen“, ſo ſchließt er ſeine Ausführungen 
im Wilnaer „Slowo“, „daß die friedlichen Beziehungen zu Deutſchland und das Ablaſſen 
von den Methoden der gegenſeitigen Schikanen, der Kämpfe und der Sticheleien ſowohl 
Deutſchland wie Polen zugute gekommen ſind. Wir haben die Freiheit der außen⸗ 
politiſchen Bewegungen und freie Hände erhalten, wir ſind aus der Situation eines 
„durch den Krieg geſchwächten Staates“ herausgekommen und zu einer Stimme Europas 
gelangt, die gehört wird. Sollte das polniſche Volk denn wirklich jeder 
politiſchen Vernunft bar ſein und zulaſſen, daß dieſer Trumpf 
der polniſchen Politik wieder enkriſſen wird?“ 


Polens Innenpolitik immer noch im Nebel 


Die Autorität und Macht des Marſchalls Pilſudſki ſelbſt war es, die das von ihm 
durch aufſehenerregende Wahlmethoden geſchaffene Regierungslager, den 
„Unparteiiſchen Block für die Zufammenarbeit mit der Regie⸗ 
rung“, bis zu ſeinem Tode aufrechterhielt und dem Kurs der polniſchen Innenpolitik 
eine gewiſſe Stetigkeit verlieh. Pilſudſki war aber nicht konſequent 
genug, den demokratiſchen Mantel, der immer noch das autoritäre Syſtem 
verhüllte, ganz fallenzulaſſen. Mag ſein, daß feine Herkunft von links ihn 
daran hinderte, wichtiger waren aber außenpolitiſche Rückſichten, die Furcht, in der 
Welt der weſtlichen Demokratien, vor allem des Bundesgenoſſen Frankreich, als faſchiſtiſch 
oder ähnlich verſchrien zu werden. 

Mit dem Tode des Marſchalls zeigte es ſich, wie fehr das Regierungslager 
abgewirtſchaftet hatte, wie wenig Anhang es noch im Lande hatte. Die Oppo⸗ 
ſition von rechts und links war zu mächtig geworden, um überſehen, mundtot gemacht und 
ausgeſchaltet zu werden. Ein Rückfall in die alten unſeligen demokratiſch⸗parlamenta⸗ 
riſchen Methoden, formalrechtlich wohl immer noch möglich, wäre dem Lande verhängnisvoll 
geworden. Andere Wege mußten gefunden werden, um die aufbauwilligen Kräfte im 
Lande, vor allem die Jugend, aus der jetzt gerade eine ſtarke Führerſchicht herangewachſen 
war, zur Mitarbeit in der Regierung heranzuziehen, unter der Hand gewiſſer⸗ 
maßen die Regierungsfront unauffällig und unter Wahrung 
einer gewiſſen Konfinuität in der Innenpolitik der neuen 
Kräftekonſtellation anzupaſſen. Um der Gefahr einer Redemo— 
kratiſierung vorzubeugen, waren die Vollmachten des Staatspräſi⸗ 
denten erheblich erweitert worden. Ein Mann aus den Reihen der engſten 
Mitarbeiter und Vertrauten Pilſudſkis, der General Rydz⸗Smigly, erhielt die 
neue Marſchallwürde. Dieſer Mann mit der „eifernen, harten und 
rückſichtsloſen Hand“, der die Tugenden eines Soldaten von Format mit den 
Fähigkeiten eines klug abwägenden Staatsmannes vereinigt, und hinter dem die 
Armee ſteht, hat das Vermächtnis Pilſudsſkis übernommen und 
beſtimmt feitdem die Kursrichtung der polniſchen Innenpolitik. 
Ihm zur Seite ſteht der einflußreiche Außenminiſter Oberſt Beck, auch ein Mann aus 
dem kleinen Kreis der engſten Mitarbeiter Pilſudſkis. Wo der ausgleichende und repräſen⸗ 
tative Einfluß des erfahrenen und durch feine erweiterten Vollmachten geſtärkten Staats⸗ 
präſidenten den Beſtrebungen Rydz⸗Smiglys von Nutzen ſein kann, wird Moscicki 
ſicherlich immer zu Sekundantendienſten bereit ſein. 

Im Auftrage von Rydz⸗Smigly iſt im Februar dieſes Jahres der Oberſt Koe mit dem 
Programm eines „Lagers der nationalen Einigung“ hervorgetreten. Das Lager iſt 
gewiſſermaßen als Puffer zwiſchen die Regierung, das bisherige Regierungslager und die 
Oppoſitionsgruppen im Lande dazwiſchengeſchaltet. Um die Rolle einer zeit⸗ 
weiligalle Spannungen auffangenden Inſtitution beſſer erfüllen zu 
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können, diſtanzierte es ſich ausdrücklich von dem bisherigen Regierungslager, dem Unpar⸗ 
teilichen Regierungsblock. Das neue Einigungslager ſollte alle aufbauwilligen national⸗ 
geſinnten Kräfte, vor allem die Jugend, um die Regierung ſammeln. Richtig wurde 
erkannt, daß es ſich bei den weit auseinanderklaffenden Programmen der Oppoſttion, 
die es zu gewinnen galt, in erſter Linie um eine Organiſations- und 
Perſonenfrage und erſt in zweiter Linie um die Frage eines Einigungsprogramms 
handelt. Die Schachzüge zur Erreichung des geſteckten Zieles gehen alſo in der Haupt⸗ 
ſache hinter den Kuliſſen vor ſich. Das iſt auch der Grund, warum es fo ſchwer 
iſt zu beurteilen, wie die Dinge liegen, wie weit die Bemühungen des „Lagers der 
nationalen Einigung“ ſchon gediehen find, und warum alle programmakiſchen 
Erklärungen immer reichlich verſchwommen ſind — will man doch eine 
möglichſt breite, tragfähige Front bilden, auf die ſich die Regierung ſtützen kann. 

Seit den drei bedeutſamen Kundgebungen im Juni: Der Tagung des „Zarzewie“⸗ 
Verbandes in Lemberg, der Warſchauer Tagung des „Verbandes Junges 
Dorf“ und der Gründung des Verbandes „Das Junge Polen“ (vgl. dazu den 
Aufſatz: „Regierung und Jugend in Polen“ in „Oſtland“ Nr. 14 vom 15. Juli) war es 
um das Lager des Oberſten Kor ſtiller geworden. Nach dem mißglückten, bis heute 
noch nicht aufgeklärten Attentat auf den Oberſten Koc war eine gewiſſe 
Unſicherhelt unverkennbar, hatten doch manche Zeitungen daraus weitgehende 
politiſche Schlüſſe gezogen, in Andeutungen davon geſprochen, daß der Schatten des 
aus den Kreiſen der nationaliſtiſchen Oppoſition hervorgegangenen Mörders des erſten 
polniſchen Staatspräſidenten Narutowicz ſich wieder über dem Lande erhoben habe. 

Immerhin iſt durch eine Reihe von Vorgängen der letzten Zeit immer deutlicher 
geworden, wohin Oberſt Koc mit ſeinem Lager der nationalen 
Einigung (in Polen meiſt kurz DZN-Lager genannt, nach den polniſchen Anfangs⸗ 
buchſtaben dieſer Organiſation) ſteuert. 

Eine fortſchreitende Annäherung an die Konſervativen iſt unverkennbar. 
Insbeſondere hat die Wahl Rutkowſkis, der den Kreiſen der katholiſch⸗nationalen 
Jungakademiker angehört, zum Unfer führer der neugeſchaffenen 
Jugendorganiſation des OZNLagers (die Oberführung des Verbandes „Das 
Junge Polen“ hat Kor ſelbſt inne) und die Tatſache, daß Koc in einem Konflikt 
mit dem Landwirtſchaftsminiſter Poniatowſki, der wegen ſeiner 
radikal⸗reformeriſchen Agrarpläne bei den Großgrundbeſitzern verhaßt iſt, ausdrücklich 
gegen Poniatowſki Stellung genommen hat, in den Kreiſen der Konſervativen Befriedi⸗ 
gung ausgelöſt und zu einer immer vorbehaltloſeren Unterſtützung der Beſtrebungen des 
Lagers der nationalen Einigung geführt. 

Der Konflikt mit dem Fürſterzbiſchof von Krakau, Sapieha, 
der den Sarg Pilſudſkis eigenmächtig aus der Wawel⸗Gruft entfernen ließ, wurde ganz 
allgemein innenpolitiſch gewertet und als ein Verſuch angeſehen, das Lager von 
feinem urſprünglichen, entſchieden katholiſch⸗kirchlichen Kurs 
abzudrängen. Bezeichnend iſt, daß es dem Außenminiſter Beck, der als eine der 
Hauptſtützen des Koc⸗Lagers angeſehen werden kann und zu den wenigen Vertrauten und 
engften Mitarbeitern Pilſudſkis gehörte, gelungen iſt, durch Vermittlung des Päpſtlichen 
Nuntius ein Kompromiß zuſtandezubringen, das der Firchenfeindlichen Agitation im Lande 
ee 55 Ende bereitete, ein Kompromiß, das zugleich die politiſche Schäche der Regierung 
offenbarte. 

Die Werbung um die Jugend ſchien anfangs gegenüber den nationali⸗ 
ſtiſchen Jugendgruppen der Rechtsoppoſition l während die beinahe 
radikal⸗ſozialen Organiſationen der Bauer njugend ſich ſchon 
eher zur Zuſammenarbeit mit dem Lager der nationalen Einigung bereitfanden. Als der 
Marſchall Rydz-Smigly im Mai an einem feierlichen Kommerseiniger 
angeſehenerſtudentiſcher Korporationen teilnahm, war man im OZN⸗ 
Lager enttäuſcht, aus den Kreiſen der nationaliſtiſchen Organiſationen der Studentenſchaft 
zu vernehmen, daß die Gefolgſchaftstreue nur dem Heerführer Rydz⸗Smigly gelte, 
nicht aber dem Politiker dieſes Namens. Um ſo auffälliger iſt es, daß am Vortage des 
hiſtoriſchen 6. Auguſt, an dem alljährlich die Legionärskagung ſtattfindet, eine Ab⸗ 
ordnung der Warſchauer Korporation Arconia vom Marſchall 
Rydz⸗Smigly empfangen wurde, die erſchienen war, um ihm für die Ehre 
ſeines Beſuches zum Feſtkommers der Korporation zu danken. Der Beſuch, der 
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45 Minuten dauerte, wird in unterrichteten Kreiſen ganz allgemein als ein politiſches 
Ereignis gewertet. 


Wie lebhaft von ſeiten des im Auftrag von Rydz⸗Smigly handelnden DIN:Lagers 
gerade um die Rechtsoppoſition geworben wird, hat ſich bei Gelegenheit des Erſcheinens 
der erſten Nummer der Jugendzeitſchrift des Lagers der natio⸗ 
nalen Einigung gezeigt. „Iung= Polen“, wie ſich dieſe Zeitſchrift nennt, iſt 
ein Organ des vom OZ3N⸗Lager ins Leben gerufenen Verbandes 
„Das Junge Polen“, der ein Sammelbecken für die geſamte zur Mitarbeit mit dem 
Lager der nationalen Einigung bereite Jugend ſein ſoll. Zum Geleit ſind dieſer 
erſten programmatiſchen Nummer der neuen Jugendzeitſchrift von Adam Koc, dem 
Chef des OZN⸗Lagers und gleichzeitigen Führer des Verbandes „Das Junge Polen“ ein 
paar Worte mitgegeben, die im Vergleich zu der Verſchwommenheit aller vorherigen 
Erklärungen bereits eine deutliche Frontenbildung erkennen laſſen. Koc 
ſpricht zunächſt von dem Vermächtnis des verſtorbenen Marſchall Pilſudſki und fährt 
dann wörtlich fort: „Ueberlebte Formen und opportuniſtiſche Gewohnheiten ſtehen im 
Wege, verſuchen der Kriſtalliſterung und Gruppierung der volklich⸗ſtaatlichen Kräfte ent⸗ 
gegenzuwirken, auf der anderen Seite die Barrikaden derjenigen aus 
den Reihen der Volksfront anhänger“. Mit Recht hat man geſagt, 
daß dieſe Geleitworte „geradezu wie ein Aufruf zur gemeinſamen Frontbildung von 
Regierungsanhängern und Rechtsoppoſition gegen die Linke“ wirken. In dieſer erſten 
Nummer der Zeitſchrift „Jung⸗Polen“ behandelt dann noch der ſchon in anderem 
Zuſammenhang genannte Rutfomffi — der übrigens der Leiter eines erften 
Führerlagerkurſes des Verbandes „Das Junge Polen“ war und die 
neuen Unterführer ſämtlich aus den Reihen der Teilnehmer an dieſem Führerlager 
ernannte — den Gegenſatz zwiſchen der Leiſtung Pilſudſkis und den Theorien 
feines nationaliſtiſchen Gegners ODmowſki als eine nur noch hiſtoriſche Ange⸗ 
legenheit. Das junge Polen kann nach Rutkowſkis Anſicht ſo⸗ 
wohl an Pilſudſki wie an Dmowſki anknüpfen. 

Es war zu erwarten, daß die politiſchen Kräfte, denen damit ſo deutlich der 
Kampf angeſagt war, ſich zu einem Gegenſtoß aufraffen würden. Deswegen 
ſtand die Legionärstagung, die alljährlich im Auguſt zur Erinnerung an den 
Ausmarſch der erſten Pilſudſkiſtiſchen Legionärsformationen im Auguſt 1914 ſtattfindet 
und diesmal in Krakau veranſtaltet wurde, im Zeichen äußerſter inner- 
politifher Anſpannung. Vielfach wurde befürchtet, daß es auf der Tagung 
ſelbſt zu Auseinanderſetzungen kommen werde. Trotzdem war ſeltſamerweiſe die Anſicht 
ſehr verbreitet, daß dieſe Tagung ſchon eine entſcheidende Klärung der innen: 
politiſchen Lage Polens bringen würde. 

Diejenigen, die ſo urteilten, haben eine Enttäuſchung erlebt. Die Rede, die 
Marſchall Rydz⸗Smigly auf dieſer Tagung hielt, enthielt im weſentlichen nur 
Worte, die aus feinem Munde in ähnlicher Form ſchon oft gehört wurden. Erfchienen 
waren u. a. der Miniſterpräſident General Skladkowfki, der Kriegsminiſter 
Kasprzycki, der Kommandant der Polizei, General Zamorſki, der Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter Ponjatowſki, der Vizekriegsminiſter Glu ch o w ſki, der Vize⸗ 
ſeimmarſchall Schätzl, General Gorecki und General Galica. Die große 
Rede des Marſchalls Polens enthielt eine Reihe politiſch bedeut⸗ 
ſamer Gedankengäng e. In bezug auf die Schwierigkeiten, an denen die 
Einigungsbeſtrebungen immer wieder ſcheitern, ſagte Rydz⸗Smigly: „Kann es ſich Polen 
leiſten, nicht an die Zukunft zu denken? Iſt Polen eine iſolierte Infel, deren 
Ufer von irgendwelchen übernatürlichen Mächten geſchützt werden, ſo daß man ſich 
fruchtloſem Gezänk und doktrinären Streitigkeiten hingeben 
kann?“ Rydz⸗Smigly ſpricht dann von der Rückſtändigkeit Polens 
im Vergleich zu anderen Ländern, ron den immernoch primitiven“ 
Verhältniſſen und fährt dann fort: „Aus dieſen primitiven Verhältniſſen müſſen wir 
herauskommen, wenn Polen wirklich ein großer Staat ſein ſoll. Dazu iſt dreierlei 
notwendig: 


1. Eine ſtarke und gute Armee, die den äußeren Frieden garantiert. 


2. Eine eiſer ne, harte und rückſichtsloſe Hand, die die Ordnung und 
Sicherheit im Innern und die Sicherheit der Zukunft garantiert. 
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3. Die ideelle Zuſammenfaſſung und difziplinierfe Vereini⸗ 
gung der Leute, die es ſatt haben, ſich auf den krummen Wegen der verſchiedenen 
Cliquen und Ghettos zu bewegen, wie auch derjenigen, die jung ins Leben 
treten, die für Polen arbeiten wollen und denen an Polen gelegen iſt. 


Mit dieſen Menſchen wird man die Entwicklung Polens und eine Aenderung der 
polniſchen Pſyche erreichen... Ich glaube, daß die Vereinigung ſolcher Menſchen 
in Polen zuſtandekommen wird. Wollte man all die Energie, Tüchtigkeit, Begeifterung, 
Opferbereitſchaft, die heute auf Zänkereien und Wühlarbeit ver- 
geudet wird, auf eine gute redliche Arbeit verwenden, wie anders würde Polen 
buche lußfol 

ie ußfolgerungen aus dieſer Rede liegen auf der Hand. Zunä an 
allgemein: keine Ken wohl aber e an Ser 
innerpolitiſchen Lage. Im befonderen: 


1. Ein Bekenntnis zu den Einigungsbeſtrebungen des Oberſten 
Koc und der Glaube an den ſchließlichen Erfolg der Konſolidierungsbeſtrebungen. 


2. Das unbedingte Bekenntnis zum auforifären Kurs, zugleich eine 
deutliche Abſage an alle Kreiſe, die eine Redemokratiſierung des 
politiſchen Lebens erſtreben. 


3. Zuſammenfaſſung der Jugend ganz unabhängig davon, wie ſich das Verhältnis 
zu der Oppoſition geſtaltet. 


4. Rydz⸗Smigly hätte nicht ausdrücklich das Wort „Ghetto“ gebraucht, wenn nicht 
das Hedge des Lagers in bezug auf das Judentum ſchon feſtſtände. 


Aus der Rede iſt außerdem zu erkennen, wie groß die Uneinigkeit in den 
Reihen der Legionäre ſelbſt iſt. Es iſt deutlich, daß das alte Pilſudſki⸗Lager, 
das man anfänglich ſo heil wie möglich in das neue Lager der nationalen Einigung hin⸗ 
überretten wollte, auseinanderfällt, weil die Gegenſätze unter den Pilſudſkiſten unüber⸗ 
brückbar geworden ſind. Zweifellos wird das zu einer ſchnelleren Klärung 
der Fronten beitragen. So hat z. B. ſchon die „Legion der Jungen“, 
eine ſeinerzeit vom Pilſudſki⸗Lager ins Leben gerufene Jugendorganiſation, ſich entſchloſſen, 
das Lager der nationalen Einigung zu verlaſſen, und dieſen Entſchluß 
ausgerechnet am Vortage des Krakauer Legionärtages bekannt gegeben. Wenn man ſich 
daran erinnert, daß dieſe „Legion der Jungen“ eine der erſten Organiſationen war, 
die ſeinerzeit unter lebhaften Beifallskundgebungen ihren Beitritt zum Lager des Oberſten 
Koc erklärt hat, daß die Zeitſchrift der Legion „Panſtwo Pracy“ dem 
DOZN:-Lager lange Zeit hindurch begeiſterte Leitartikel gewidmet hat, fo kann man daran 
am beſten erkennen, wie verſchwommen die Kurs richtung des Lagers der 
nationalen Einigung damals noch geweſen ſein muß, und wie deutlich ſich ſchon 
heute der Kurs des OZN-Lagers abzeichnet: unbedingt autoritär, national, 
konſervativ und katholiſch-kirchlich. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die gegen die Entwicklung zum totalen 
Staat eingeftellten Kräfte verfuchen werden, dem Lager der nationalen 
Einigung eine Art demokratiſcher Einheitsfront entgegenzuſtellen. Von der 
aus dem O3N-Lager ausgetretenen „Legion der Jungen“ heißt es, daß fie mit 
der Volksfront ſympathiſiere und um die Aufftellung eines linksdemokrati⸗ 
ſchen Lagers kämpfen werde. Im „Dziennik Poranny“, einem Warſchauer 
Blatt, das, wie es ſcheint, das Erbe des jetzt im Koc-Lager ſegelnden, ehemals links 
gerichteten „Kurjer Poranny“ übernommen hat, trat dieſer Tage der bekannte Demokrat 
Jan Czarnowſki erneut für die Bildung einer „Demokratiſchen 
Front“ in Polen ein. Diesmal ſchlägt er aber vor, daß die Front ſich nicht nur auf 
die linksgerichteten demokratiſchen Kreiſe ſtützen ſolle, ſondern alle „auf dem Boden 
einer parlamentariſchen Demokratie“ ſtehenden politiſchen 
Gruppierungen umfaſſen ſolle, alſo auch die Nationaldemokratie. Das iſt, 
wenn man genau hinſieht, ein Vorſchlag zur Erweiterung der ſogen. „Front 
von Morges“, die von den endekiſchen Kreiſen rechts bis zu den bäuerlich⸗volks⸗ 
parteilichen Kreiſen links reicht und in der Hauptſache die politiſchen Gruppen vereinigt, 
die hinter General Haller, General Sikorſki und Korfanty ſtehen. Aus der 
Tatſache, daß bei einer Fahnenweihe in Bromberg neben dem General Haller auch 
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Roman Dmowſki als Fahnenpate auftritt, läßt ſich vielleicht vermuten, daß zwiſchen 
den Nationaldemokraten und der Morges-Front gewiſſe Verbindungen bereits her⸗ 
geſtellt ſind. 

Es iſt aber im höchſten Grade unwahrſcheinlich, daß eine 
„Demokratiſche Front“ mit Einſchluß der Nationaldemokraten 
möglich iſt. Schon allein die ſchroff antijüdiſche Einſtellung der Natio⸗ 
naldemokratie würde ein unüberwindliches Hindernis für die Herſtellung einer 
ſolchen Front fein. Denn in ihr würden Juden und Freimaurer ein Betätigungs⸗ 
feld ſuchen und finden. In dem kürzlich im Wilnaer „Slowo“ zur deutſch-polniſchen 
Verſtändigung von Cat⸗Mackiewicz erſchienenen Artikel ſind hierüber ein paar 
aufſchlußreiche Worte geſagt. Er ſpricht von der „Naprawa“-Gruppe, die ſich im 
Schleſiſchen Sejm beſonders deutſchfeindlich gebärdet, und fährt dann fort: „Die Na⸗ 
prawa -Gruppe will an die Macht, fie möchte Herrn Grazynſki zum 
Miniſterpräſidenten machen. Die Naprawa-Gruppe unterſtützt heute Herrn 
Poniatomffi, der ſelbſt nicht zur „Naprawa“ gehört, weil er politiſch links ſteht, 
fie unterſtützt Herrn Miedzinſki, den fie ſpäter genau fo hintergehen wird, wie fie 
es Miniſter Koscialkowſki gegenüber getan hat. Allerdings iſt das größte 
Hindernis für die Naprawa-⸗Leute der Oberſt Koc mit feinem Lager 
der nationalen Einigung. Ihr Hindernis ſind auch die Miniſter aus der Gruppe 
der Oberſten, alſo auch Oberſt Beck.“ Cat⸗Mackiewicz führt dann aus, wie gerade die 
Juden und Judenmiſchlinge ſowie gewiſſe international eingeſtellte Kreiſe mit der 
Naprawa⸗Gruppe Hand in Hand arbeiten. 

Aufſchlußreich für die Beurteilung der Lage wird es ſein, die Stimmen über den 
Legionärstag aus den Kreiſen derjenigen Oppoſition zu vernehmen, die zu gewinnen für 
das OZN⸗Lager einige Ausſicht beſteht. Aus den bereits vorliegenden Stimmen feien 
hier zwei gebracht. Das national-radikale „A BC“ findet es beachtlich, daß auf der 
Legionärstagung am 6. Auguſt eine Reihe bedeutender Perſönlichkeiten 
aus dem Kreis um Pilſudſki abweſend war, fo der General Sosn⸗ 
kowſki, der Oberſt Slawek, der General Belina-Prazmowſki und der 
General Wie niawa-Dlugoszewſki. Nach dem Bericht des Blattes find von 
der Naprawa naheſtehenden Kreiſen unter den Legionären Flugblätter ber: 
teilt worden, in denen der beigelegte Wawelkonflikt nochmals aufgerührt wurde. 
Der „Dziennik Narodomp“, das offizielle Organ der nationaldemokratiſchen 
Partei, ſchreibt, daß ſich auf die von Marſchall Rydz⸗Smigly aufgeſtellten Theſen 
alle Polen einigen könnten. Die Unterſchiede in den leberzeugungen 
würden erft in Erſcheinung kreten, fobald verſucht werden 
würde, dieſes Programm auf den Boden der polififhen Wirk⸗ 
lichkeit zu ftellen. Der geſtrige Tag zeige, daß die organiſatoriſche 
Arbeit des Oberſten Koc die Verkörperung der allgemeinen 
politiſchen Gebote ſei, die der Marſchall Rydz⸗Smygli in 
feiner Anſprache verkündet habe. Das Blatt meint, daß politiſche 


f }pater So Polge tungen uo d. 21 e zogen erden rönnten, ſie mußten au 
ſcheinen vertagt werden. Ebenſo wie die leußerungen des Blattes vor der Tagung, fi 
eit im auch dieſe Worte eine grundſätzliche Bereitſchaft zur Mitarl 

darauf Lager der nationalen Einigung anzudeuten. Es kommt nu 

an die an, ob das OZN-Lager eine noch weitergehende Anpaffung 
der Fall Ideologie der Nationaldemokraten, als das ohnehin ſchon jetzt 
pe unter iſt, vertragen kann und ob der Machthunger dieſer lange ausgeſchalteten Grup 


erträglichen Opfern wird geſtillt werden können. 


„Demokratiſche“ Brutalität 


eſetzen Das demokratiſche Mäntelchen wird auf die Dauer kaum das wahre, den G 
Staates der Menſchlichkeit und Moral hohnſprechende Geſicht eines 
iſt und verhüllen können, der eins der ſeltſamſten Gebilde auf der Landkarte Europas 
tiert, — damit ſchon rein äußerlich die G ewalttäti gkeit feiner Entſtehung dokumei 
n“ und zumal dieſer Staat keine Gelegenheit verſäumt, feine wahrhaft „human 


„friedlichen“ Abſichten möglichſt laut vor aller Welt zu demonſtrieren. 
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Der Fall der 6000 ſudetendeutſchen Kinder, denen der Ferienaufenthalt 
in Deutſchland im letzten Augenblick durch die tſchechiſchen Gewalthaber verboten wurde, 
war wieder einmal eine ſolche auffällige Demonſtration und unter Berückſichtigung aller 
Begleitumſtände eine Herausforderung und Anrempelei des Deutſchen 
Reiches und des geſamten deutſchen Volkes. Er reizte dazu, dieſem fich 
immer ſo ſcheinheilig und geſchickt tarnenden Staatsweſen wieder einmal die Maske 
vom Geſicht zu reißen, die wahren Methoden aufzuzeigen, die dort gegenüber Staats⸗ 
angehörigen anderer Nationalität angewandt werden können, ohne auf Widerſpruch 
des kleinen tſchechiſchen „Herrenvolkes“ zu ſtoßen. 

Der Fall ſelbſt iſt in der Tagespreſſe ausführlich behandelt worden. Monatelang 
war mit den zuſtändigen Prager Stellen verhandelt und die Verſchickung der ſudeten⸗ 
deutſchen Kinder, unkerernährter Kinder aus den ſudetendeutſchen 
Elendsgebieten, in allen weſentlichen Einzelheiten feſtgelegt worden, als plötzlich 
und ohne ſtichhaltige Begründung der Ablehnungsbeſcheid kam. Die Empörung im 
deutſchen Volk wäre nicht ſo einmütig geweſen, wenn nicht mit dieſer Ablehnung ein 
Lügenfeldzug der Verleumdung und Verdrehung der Tatſachen 
verbunden geweſen wäre, bei dem mit dem Argument gearbeitet wurde, die armen Kinder 
würden ſich ja in Deuktſchland gar nicht erholen können, weil ihnen in dieſem 
Land die zur Erholung notwendigen Lebensmiktel nicht zur 
Verfügung geſtellt werden könnten, und gleichzeitig von den „vor⸗ 
bildlichen ſozialpolitiſchen Verhältniſſen“ in der Tſchecho⸗ 
Slowakei geredet wurde und davon, wie gut man in der Tſchecho-Slowakei ſelbſt für 
die ſudetendeutſchen Kinder ſorgt. 

Das Geſpenſt des ſudetendeutſchen Hungers war damit wieder einmal 
beſchworen und machte ſeine Runde durch die deutſchen Lande, ja es wurde ſogar jenſeits 
der Grenze geſehen und beachtet. Eine breitere Oeffentlichkeit erfuhr erſchütternde 
Tatſachen über die Lage unſerer 3% Millionen Volksange⸗ 
hörigen jenſeits der Grenze, deren Eriftenzgeundlage ſeit nunmehr beinahe 20 Jahren 
durch eine Politik, die man nicht anders als eine bewußte Politik der Aus: 
rof£fung des deutſchen Menſchen bezeichnen kann, planmäßig untergraben 
wurde und dazu geführt hat, daß man ſolche Bilder des Hungers und 
Elends, wie man fie heute im ſudetendeutſchen Gebiet antrifft 
— vom bolſchewiſtiſchen Rußland abgeſehen — wohl ſelten in Europa wird 
finden können. 

Im „Oſtland“ iſt bereits im Februar d. J. in einem Aufſatz „Hunger in 
Sudetendeutſchland“, der die verzweifelte wirtſchaftliche Lage der Sudeten⸗ 
deutſchen ſchildert, darauf hingewieſen worden, daß der tſchecho-ſlowakiſche Staat 
ſudetendeutſche Menſchen von den ohnehin dürftigen Hilfsmaßnahmen, die er gegen die 
Not zu treffen in der Lage iſt, ausſchließt und ſich damit „hinter demokratiſcher Tarnung 
zum Hunger als einer Waffe im Volkstumskampf bekennt“. Wenn dort das Zeugnis 
eines einflußreichen tſchechiſchen Sozialpolitikers angeführt wurde, der an eine ſchwediſche 
Aerztin mit einer ſonſt den Tſchechen nicht eigenen Offenheit die Worte ſchrieb: „Wir 
müſſen danach ftreben, einen Teil der Bevölkerung aufrecht zu— 
erhalten, während wir andere Teile dem Hungertode preis⸗ 
geben müſſen“, ſo iſt dieſes Zeugnis nur eins von vielen ähnlichen, wenn es auch 
an Eindeutigkeit alle anderen übertrifft. 

Aber es liegen nicht nur Aeußerungen dieſer Art vor, Aeußerungen, die zeigen, wohin 
der Leidensweg der Sudetendeutſchen führen ſoll, damit die völkiſch maßloſen Ziele der 
tſchechiſchen „Herren“ verwirklicht werden, ſondern auch Zeugniſſe aus berufenem Munde, 
die beweiſen, wie weit die Tſchechen es in dieſer Hinſicht ſchon gebracht haben. Zwei 
beſonders eindringliche Zeugniſſe, die im Zuſammenhang mit dem Fall 
der ſudetendeutſchen Ferienkinder durch die Preſſe gegangen ſind, ſeien hier wiederholt. 
Der ſchwediſche Profeſſor Böök veröffentlichte im Anſchluß an eine Reiſe durch 
das ſudetendeutſche Gebiet im „Spenſka Dagblades“ einen Aufſatz, in dem er u. a. 
ſchrieb: „Ich ſprach mit dem Volksſchullehrer. Er war verzweifelt über den Zuſtand 
der Schulkinder. Selbſt die intelligenteſten unter ihnen könnten dem Unterricht nicht mehr 
folgen, denn ſie ſind alle unterernährt. Rachitis und Ausſchlag 
breiten ſich wieder aus, eng mit UInterernährung zuſammenhängende Augenkrank⸗ 
heiten treten als Vorboten einer wirklichen Hungersnot auf.“ 
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Und in dem Bericht einer tſchechiſchen Unterſuchungskommiſſion, die 
im Herbſt 1935 in Mähren war, wird folgendes feftgeftellt: „Die Not iſt uner- 
träglich, das Elend grauenhaft, der Hunger wütet, der Geſund⸗ 
heitszuſt and der Bevölkerung wird immer ärger... Die wirk⸗ 
ſchaftlichen Zuſtände find geradezu kataſtrophal. 90 v. H. der Kinder find nnter= 
ernährt, die Kinderkrankheiten haben heuer auch im Sommer zu wüten nicht auf⸗ 
gehört .. . Wir erblicken in dieſen Zuſtänden eine große Gef ahr auch für unfer Land.“ 

Die Gefahr bleibt und wird höchſtwahrſcheinlich noch weitere Kreiſe ziehen, als die 
Tſchechen heute ahnen, aber wenigſtens außenpolitiſch möchten die 
Tſchechen ihr begegnen. Im Orbis⸗Verlag in Prag, der dem Prager 
Außenminiſterium naheſteht, und in ausländiſchen Verlagen ſind deshalb in letzter Zeit 
zahlreiche Broſchüren erſchienen, in denen verſucht wird, die tſchechiſche 
Lüge aufrechtzuerhalten, daß es den Sudetendeutſchen eigent⸗ 
lich nicht ſchlecht geht. So iſt bei Publishing Co in New Mork eine Broſchüre 
unter dem Titel „Czechoſlovak Democracy“ von J. E. Williams 
erſchienen und in einem Pariſer Verlag von dem franzöſiſchen Publiziſten Maurice 

Alberty ein Buch über „Die Probleme der ſudetendeutſchen 
Minderheit in der Tſchechoſlowakei“, denen man die Regie der Prager 
Propaganda nur zu gut anmerkt. In der Tſchecho⸗Slowakei ſelbſt iſt beſonders 
eine Broſchüre „Sind die Deutſchen in der Tſchecho-Slowakeiunter⸗ 
drückt?“ verbreitet worden, die die Beſchwerden des Sudetendeutſchtums über feine 
Lage als unbegründet hinſtellt. \ 

Als Antwort darauf ift nun in dem angeſehenen Wiener Univerfifätsperlag von 
W. Braumüller eine kleine Schrift unter dem Titel: „Die Sudetendeutſchen 
in der Tſchecho-Slowakei nicht unterdrückte“ erſchienen, in der aus- 
ſchließlich Aeußerungen tſchecho⸗ſlowakiſcher Regierungs- 
parteien über die völkiſche und wirtſchaftliche Unterdrückung des ſudetendeutſchen 
Volkes zuſammengetragen ſind. Aus dieſer kleinen Dokumentenſammlung 
fei hier ein Bericht über den Gablonzer Elendsbezirk zitiert. Es heißt darin 
u. a.: „Als ich das letzte Mal in Gablonz war, fand ich die Menſchen gründlich 
verändert. Wo früher unter der Arbeiterſchaft ein gewiſſer Wohlſtand herrſchte, hörte 
man nichts als Klagen über Not, Hunger und Elend... Geht man in die 
Induſtriedörfer um Gablonz, ſo ſieht man das veränderte Bild kraß und 
deutlich. Als Beiſpiel ſei die 7 000 Einwohner zählende Gemeinde Morchenſtern 
angeführt. Morchenſtern war einmal der Sitz der Glasknopf⸗ und Banglesinduftrie. . . 
Der St adftarzt von Morchenſtern Dr. Joſef Hanff berichtete mir folgendes: 
Während die Geburtenzahl in ſtändigem Sinken iſt, wird die Altersſterb⸗ 
lichkeit immer größer. Die alten Leute mit ihrem vom Hunger geſchwächten 
Körper können den Krankheiten keinen Widerſtand mehr enkgegenſetzen. Auch die 
Tuberkuloſe, die eingedämmt ſchien, lebt wieder auf.“ Im ſchulärztlichen 
Bericht über den Geſundheitszuſtand der Schulkinder des Gerichtsbezirks Hains pach 
für das Schuljahr 1936/37 wird feftgeftellt, daß von 1862 unterſuchten Kindern 
782 Kinder mit Untergewicht und unterernährt waren. 

Auf der am 8. Auguſt im Zentrum des weſtböhmiſchen Kohlenreviers, 
in Falkenau an der Eger veranſtalteten Kundgebung der Sudetendeutſchen Partei kam 
der Abgeordnete Wollner auf das Ausreiſeberbot der ſudetendeutſchen Ferienkinder zu 
ſprechen und wies im Zuſammenhang damit auf das unbeſchreibliche Kinder⸗ 
elend des Falkenauer Bezirks bin. Der Bezirk gehört zu den von der 
Diphtherie am meiſten heimgeſuchten Bezirken Europas. Im Laufe von ſieben 
Monaten find in dieſem Bezirk 500 unterernährke Kinder an Diph⸗ 
kherie erkrankt und 51 an dieſer Krankheit geſtorben. Obwohl von ſudetendeutſcher 
Seite immer wieder auf die unhaltbaren Zuſtände im Falkenauer Krankenhaus 
hingewieſen wird, in dem ſtändig zwei bis drei Kinder, noch dazu mit 
verſchiedenen anſteckenden Krankheiten, in einem Bett ſchlafen müffen, 
geſchieht von tſchechiſcher Seite nichts, dieſen unmenſchlichen Zuſtänden abzuhelfen. In 
den ſudetendeutſchen Gebieten iſt die Arbeitslofigfeit immer noch doppelt fo groß 
wie in den tſchechiſchen Gebieten. Während der tſchecho⸗ſlowakiſche Geſandte Jan 
Maſaryk in London dem Ausſchuß des jüdiſchen Weltkongreſſes zuſichert, daß 
die Teilnehmer am Juden-Kongreß in Karlsbad eine 80⸗prozentige 
Eiſenbahnermäßigung erhalten werden, geſchieht nichts, das Elend der Arbeits: 
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loſigkeit der Sudetendeutſchen zu mildern. Im ſelben Bezirk Karlsbad, in dem ſich das 
internationale Judentum demnächſt zum Kongreß verſammeln ſoll, beträgt die 
Unterſtützung für die amtlich regiſtrierten Arbeitsloſen, — 
ein Teil der Arbeitsloſen iſt nicht regiſtriert und ohne jegliche Unterſtützung — pro 
Kopf (äglich 80 Heller oder 6 Pfennig, während für die Erhal⸗ 
tung eines Sträflings immerhin pro Kopf und Tag 2,66 Kronen 
ausgegeben werden! 

Kein Wunder, wenn die Selbſtmordziffer nach der Statiſtik nirgends in 
Europa eine ſolche Höhe erreicht, wie im ſudetendeutſchen Gebiet. Da es ſich um einen 
bewußten Vernichtungskampf mit wirtſchaftlichen Waffen handelt, verhallen die Not⸗ 
ſchreie der Deutſchen ungehört. Beweis iſt die erneute Zunahme der Arbeits: 
loſigkeit im ſudetendeutſchen Gebiet in dieſem Jahr im Verhältnis zum 
Vorjahre, in einem Zeitraum alſo, in dem ſich ein Wirtſchaftsaufſchwung in der Tſchecho⸗ 
Slowakei bemerkbar machte, der aber ausnahmslos nur den tſchechiſchen 
Gebieten zugute kam. Im Januar 1936 waren nach der amtlichen Statiſtik 
unter den zwölf Bezirken mit der höchſten Arbeitsloſigkeit zehn deutſche und zwei 
tſchechiſche. Im Januar 1937 lagen alle zwölf Bezirke mit der 
größten Arbeitsloſigkeit ausnahmslos im ſudetendeutſchen 
Gebiet. Im Juli 1936 entfielen auf 100 Arbeitsloſe in den tſchechiſchen Bezirken 
303 Arbeitsloſe in den deutſchen Bezirken, hiernach iſt die Arbeitsloſigkeit 
innerhalb des Sudetendeutſchtums alfo dreimal fo hoch wie im 
tſchechiſchen Gebiet. Und inzwiſchen hat ſich das Verhältnis noch mehr zu 
Ungunſten der ſudetendeutſchen Bevölkerung verſchoben. 5 

Wer urch ie Yeugniffje aus "verufenem Munde noby rs rejfıog überzeugt it, wird 
der grauſamen Sprache, die dieſe nüchternen Zahlen ſprechen, 
wohl Gehör ſchenken müſſen. Den Tſchechen iſt im Vernichtungskampf gegen das 
Deutſchtum jedes Mittel recht, und aus ihrem ſchlechten Gewiſſen und 
ihrem oft genug gekennzeichneten Volkscharakter erklärt ſich die Unver⸗ 
ſchämtheit der Lügen, die ſie aus Anlaß des Ausreiſeverbots der ſudetendeutſchen 
Ferienkinder der Welt vorzuſetzen gewagt haben. 


Immer wieder: völkiſche Maßloſigkeit 
und ſkrupelloſe Verdrehung 


Der im polniſchen Regierungslager ſtehende „Dziennik Poznanſki“ hat ſich kürzlich 
wieder einmal in recht freimütiger Weiſe über den traditionellen Hang der Polen zur 
Entnationaliſierung fremden Volkstums geäußert. Das Blatt unternimmt den Verſuch, 
zwiſchen loyalen und illoyalen Teilen der deutſchen Volksgruppe in Polen zu unter: 
ſcheiden, und läßt dabei durchblicken, daß es geneigt iſt, diejenigen Teile als „loyal“ 

elten zu laſſen, die ſich nicht zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung bekennen. 

s glaubt, ſolche Deutſche, die in dieſer Weiſe „loyal“ ſind, vor allem in Kongreßpolen 
gefunden zu haben, und ſchreibt: „. .. So ſchritt auch die Poloniſierung unter ihnen 
ſchnell vorwärts. Stellt man ſich heute der ſtaatsfeindlichen (9, 
nationalſozialiſtiſchen Propaganda in Polen nicht entgegen, 
fo liefert man mehrere hunderttauſend deutſche Koloniſten, 
aus deren Reihen viele gute Polen hervorgegangen ſind, den 
Einflüſſen der Agentur eines fremden Staates aus. Wir 
können auf die Aſſimilierung dieſer Elemente, deren natürlicher Entwicklungs⸗ 
prozeß dazu führt, nicht verzichten. Aus dieſen Gründen meinen wir, daß man der 
Propaganda der nationalſozialiſtiſchen Doktrin unbedingt Halt gebieten muß im Inter: 
eſſe der Kraft, der Macht und der Verteidigung des Staates, und ſchließlich im Inter⸗ 
eſſe der Minderheit ſelbſt. Wir glauben nämlich, daß der Krieg zwiſchen dem 
Staat und der Minderheit nicht in der Abſicht der Mehrheit der Deutſchen 
liegt.. . Auf eines muß noch hingewieſen werden“, heißt es im „Dziennik Poznanſki“ 
dann weiter, „die Bekämpfung der nationalſozialiſtiſchen Propaganda ſchmälert in keiner 
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Weiſe den deutſch⸗polniſchen Pakt(!!).” Polen habe doch auch mit den Sowjets einen 
Nichtangriffspakt und die kommuniſtiſche Propaganda in Polen ſei trotzdem verboten. 
Die nationale Zuſammenarbeit der Völker und die Abwehr der Doktrinen, die der polni⸗ 
ſchen Staatlichkeit feindlich geſinnt ſind, ſeien zwei verſchiedene Sachen. Polen wolle 
nämlich weder kommuniſtiſch noch nationalſozialiſtiſch ſein. 

Wenn dieſe Sätze hier in dieſer Ausführlichkeit wiedergegeben worden ſind, ſo deshalb, 
weil das, was der „Dziennik Poznanſki“ hier ſagt, die in Polen allgemein ver⸗ 
breitete Einſtellung zur Frage der deutſchen Volksgruppe iſt und weil es ſich beim 
„Dziennik Poznanſki“ nicht um ein Oppoſitions-, ſondern um ein Regierungs- 
blatt handelt, deſſen Aeußerungen von den Regierungskreiſen nicht ohne weiteres in der 
üblichen beliebten Manier als belanglos hingeſtellt werden können. Aus dieſen Gründen 
ſcheinen einige Bemerkungen am Platze zu ſein. 


1. Es geht aus den zitierten Sätzen hervor, daß man die Poloniſierung des Deutſch⸗ 
tums in Polen als einen „natürlichen Entwicklungsprozeß“ betrachtet und daß man den 
Widerſtand gegen die Poloniſierung gewiſſermaßen als eine 
ſtaats feindliche Handlung bewertet, die der polniſche Staat mit der Ver⸗ 
hängung des volkspolitiſchen Kriegszuſtandes über die an 
ihrem deutſchen Volkstum feſthaltenden Deutſchen beant⸗ 
worten muß. Wenn aber der polniſche Staat der deutſchen Volksgruppe das Recht 
auf die Pflege der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, alſo das Recht auf die 
geiſtige Verbundenheit mit dem Mutterlande verwehrt, dann muß man auf polniſcher 
Seite auch logiſcherweiſe darauf verzichten, ſich um das Schickſal der in Deutſchland 
noch vorhandenen polniſchen Volksſplitter zu kümmern, und es unterlaſſen, irgendwie 
zur Lage a Volksſplitter Stellung zu nehmen. Das Recht zur Kritik hat in den 
Fragen des Volkstums nur der, der ſelber bereit iſt, fremdes Volkskum zu achten, — wie 
es der grundſätzlichen Haltung der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung entſpricht. 


2. Wenn von polniſcher Seite feſtgeſtellt wird, daß „im Intereſſe der Kraft, der 
Macht und der Verteidigung des polniſchen Staates“ auf die Aſſimilierung der deutſchen 
Volksgruppe nicht verzichtet werden könne, ſo liegt darin das Eingeſtändnis einer 
inneren Schwäche, die keineswegs geeignet iſt, einen polniſchen Großmachtanſpruch 
als begründet erſcheinen zu laſſen. Es iſt nicht möglich, einen Staat als Großmacht zu 
werten, deſſen Repräſentanten und Sprecher offenſichtlich unter ſchweren Minder— 
werfigkeitskomplexen leiden. 

3. Mit der Feſtſtellung, daß es notwendig ſei, der Ausbreitung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung in der deutſchen Volksgruppe entgegenzutreten, um der 
Poloniſierung der Volksgruppe die Wege zu ebnen, hebt der „Dziennik Poznanſki“ 
ſelber hervor, wie notwendig es zur Deutſcherhaltung der Volksgruppe iſt, der Förderung 
der volklichen Erneuerung im Geiſte der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung beſondere 
Aufmerkſamkeit angedeihen zu laſſen. 


4. Es muß von deutſcher Seite ganz entſchieden zurückgewieſen werden, wenn von 
polniſcher Seite immer wieder verſucht wird, den Nationalſozialismus auf eine Stufe mit 
dem völker⸗ und ſtaatenzerſtörenden Bolſchewis mus zu ſtellen. Ganz abgeſehen 
von der beleidigenden Abficht, die einer ſolchen Gleichſetzung zugrunde liegt, muß folgendes, 
was auch dem „Dziennik Poznanſki! nicht unbekannt ſein kann, feſtgeſtellt werden: 
Die bolſchewiſtiſche Propaganda wendet ſich grundſätzlich an alle Bewohner 
des polniſchen Staates, ſie macht keinen Unterſchied in völkiſcher Hinſicht, ihr Ziel iſt, 
den polniſchen Staat bolſchewiſtiſch zu machen. Die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung aber wendet ſich grundſätzlich nur an die Deutſchen. Sie ift keine 
Exportware. Noch mehr: Es liegt durchaus nicht im deutſchen Intereſſe, polniſche 
Menſchen zu Nationalſozialiſten oder gar Polen 35 einem nationalſozialiſtiſchen Staats⸗ 
weſen zu machen. Der Bolſchewismus will die erſtörung des polniſchen Staates und 
die Zerſetzung des polniſchen Volkes. Den Nationalſozialismus aber will die völkiſche 
Feſtigung und einheitliche weltanſchauliche Ausrichtung der in Polen lebenden Deutſchen. 
5. Es iſt ſchließlich ein ſchwerer Irrtum, wenn man auf pol: 
niſcher Seite etwa glaubt, das Verhältnis der beiden Staaten, 
Deutſchlands und Polens, unabhängig von dem Schickſal der 
deutſchen Volksgruppe in Polen behandeln zu können. Es kann 
auf deutſcher Seite nur als Unaufrichtigkeit und Heuchelei aufgefaßt werden, wenn 
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polniſcherſeits ein Lippenbekenntnis zur „Zuſammenarbeit mit 


Deutſchland“ abgelegt 


wird, während zu gleicher Zeit gegen die Deutſchen in Polen die ſchärfſten Poloniſierungs⸗ 
parolen verkündet und praktiſch durchgeführt werden. Re 1 8 


Oſtland⸗Chronik 


Deutſche werden gehetzt 


Ein deutſcher Maurer aus Pleß, der 
wegen eines Lungenleidens ſeit langer Zeit 
nur beſchränkt erwerbsfähig iſt, erhielt am 
17. April 1936 nach langer Arbeitsloſigkeit 
auf Grund der Fürſprache des Armenarztes 
eine leichte Beſchäftigung beim Bahnbau 
Sohrau—Pleß, damit er mit Hilfe des 
verdienten Geldes etwas für ſeine Geſund⸗ 
heit tun könnte. Als er aber kurz darauf, 
am 12. Mai 1936 ſein Kind für die deutſche 
Schule in Pleß anmeldete, wurde er auf 
Anordnung des Pleßſchen Arbeitsamts⸗ 
leiters wieder entlaſſen. Es gelang ihm 
dann für einige Zeit bei einer anderen 
Arbeit unterzukommen. Im Winter, als 
er wieder arbeitslos war, erhielt er mit 
Frau und Kind eine monatliche Unter 
ſtützung von 3 Zloty und 10 kg Mehl. 
Als er im April d. J. wieder bei einem 
Brückenbau Arbeit erhielt, wiederholte ſich 
dasſelbe Spiel wie im vorigen Jahr: er wurde 
wieder entlaſſen, weil ſein Kind die deutſche 
Schule beſuchte. Und dann folgte ein 
Meiſterſtück polniſcher Regie: Der Staroſt 
ſagte ihm Arbeit zu, wenn er einen neuen 
ärztlichen Ausweis vorlegte. Aber der Arzt, 
der ihm die Beſcheinigung im vorigen Jahr 
ausgeſchrieben hatte, war inzwiſchen ent⸗ 
ſprechend inſtruiert worden: Er verweigerte 
den Schein. Als ſich dann ein anderer Arzt 
fand, der nach gründlicher Unterſuchung 
den geforderten Ausweis ausſtellte, wurden 
die Straßenbauarbeiten, bei denen der 
Deutſche beſchäftigt war, wegen Material⸗ 
mangels eingeſtellt; und als ſie nach zwei 
Tagen wieder begannen, wurde der Arbeits⸗ 
platz des Deutſchen mit einem Polen beſetzt. 
Nach drei Wochen, am 5. Juni, gelang es 
dem Maurer beim Straßenbau Kolier — 
Tichau anzukommen. Eine Woche darauf 
ließ ihn der Bauleiter, Ing. Pawelec, zu 
ſich kommen und fragte ihn, ob es wahr 
ſei, daß ſein Kind die deutſche Schule 
beſuche und daß er Mitglied des Volks⸗ 
bundes ſei; er, der Bauleiter, wolle ſich 
zwar nicht in private Angelegenheiten 
miſchen, aber er habe ſeinetwegen Schwie⸗ 
rigkeiten gehabt. Am 8. Juli wurde der 
Deutſche zum fünften Male innerhalb von 
45 Monaten entlaſſen. Am Tage darauf 
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ging er aufs Baubüro und baf den Ing. 
Pawelec, den Entlaſſungsgrund in feine 
Papiere einzutragen. Da ſchrie der Pole 
ihn an: „Sie ſchicken Ihr Kind in 
die deutſche Schule. Soll der 
Volksbund Ihnen helfen und 
Ihnen Arbeit geben.“ 

Aehnlich erging es einem jungen 
Deutſchen in Kattowitz, der vor kurzem 
von einer dortigen Firma die Zuſage 
erhielt, daß er bei ihr eingeſtellt wer⸗ 
den könne. Er begab ſich daraufhin ins 
Arbeitsloſenamt, um ſich zunächſt, da er 
noch keine Arbeitsloſenkarte beſaß, eine 
ſolche ausſtellen zu laffen. Als ihm nach 
einigen Tagen die Karte ausgehändigt 
wurde, war dieſe mit einem handſchrift⸗ 
lichen Vermerk folgenden Wortlauts ver⸗ 
ſehen: „Achtung! Bekennt ſich 
zur Minderheit deutſcher Na⸗ 
fionalifät (deutſche Schule).“ 
Auf Grund diefes Vermerks wurde ihm 
der Anlegeſchein verweigert 
Ohne dieſen Schein aber darf der junge 
Deutſche den ihm angebotenen Poſten nicht 
übernehmen, obwohl die Firma ihr Ange⸗ 
bot weiter aufrechterhält. Als ſein Vater 
von dem fraglichen Beamten des Arbeits⸗ 
loſenamtes Aufklärung des Falles verlang⸗ 
te, erklärte ihm dieſer, daß er ſich nach den 
ihm gewordenen Weiſungen zu richten 
habe, denenzufolge kein Deut⸗ 
[ber eingeſtellt werden dürfe, 
ſolange es noch Polen gebe, die 
arbeitslos ſind. In der „Katto⸗ 
witzer Zeitung“ vom 10. Juli iſt eine Kopie 
der Arbeitsloſenkarte mit dem genannten 
Vermerk veröffentlicht worden. 


Nückſichtsloſer Vernichtungskampf gegen 
das oſtoberſchleſiſche Deutſchtum 


In aller Erinnerung iſt noch der über⸗ 
wältigende deutſche Abſtinmungsſteg in 
Oberſchleſten und die widerrechtliche 
Zerreißung dieſes wirtſchaftlich zu⸗ 
ſammengehörenden Gebietes, die froßdeyı 
vorgenommen wurde. Auch in dem an 
Polen abgetretenen Gebiet haben 225 431 
Oberſchleſter für Deutſchland geſtimmt, 
284 052 für Polen. 45 v. H. der Be⸗ 
völkerung von Oſtoberſchleſien 


bekannten ſich alſo damals zum 
Deutſchtum. Welch brutaler Ver: 
nichtungskampf inzwiſchen gegen das 
Deutſchtum geführt wurde, das erkennt 
man am beſten aus folgenden Zahlen: 1922 
waren 60 v. H. der Geſamtarbeiterſchaft 
der oberſchleſiſchen Betriebe und 90 bis 
95 v. H. der Angeſtelltenſchaft deutſch. 
Insgeſamt waren damals rund 
140 000 deutſche Arbeiter und 
etwa 14000 deutſche Angeſtellte 
in deroſtoberſchleſiſchen Indu⸗ 
ſtrie tätig, heute dagegen ſind 
in der oſtoberſchleſiſchen Schwer— 
induſtrie ſchätzungsweiſe nur 
noch 2000 deut ſche Arbeiter und 
300 deutſche Angeſtellte tätig. 
Am ſinnfälligſten kommt die planmäßige 
Verdrängung des Deutſchtums bei einer 
zahlenmäßigen Gegenüberſtellung der deut⸗ 
ſchen und polniſchen Betriebsrats⸗ 
mitglieder in den vier weltbekannten 
deukſchen Hüttenwerken zum 
Ausdruck. Während im Jahre 1928 in der 
Königshütte noch 10 deutſche Be⸗ 
triebsratsmitglieder vorhanden waren 
(gegen 7 polniſche), in der Bis marck⸗ 
hütte 12 deutſche (gegen 10 polnifche), 
in der Laurahütte 2 deutſche (gegen 
8 polniſche), in der Friedenshütte 
9 deutſche (gegen 7 polniſche), gibt es 
jetzt in ſämtlichen vier Hütten 
kein einziges deutſches Be⸗ 
triebsratsmitglied mehr! So 
ſieht alfo, an einem von vielen Fällen illu⸗ 
ſtriert, die in der Verfaſſung 
garantierte Gleichberechtigung 
aller Bürger aus. Die wenigen noch be⸗ 
ſchäftigten deutſchen Arbeiter und Ange⸗ 
ſtellten find völlig ſchutzlos ihren polniſchen 
Brotgebern ausgeliefert. So ſind in letzter 
Zeit wieder 2 4 deutſche Familie n-⸗ 
däter von der Verwaltung der 
Königshütte entlaſſen, worden, 
„weil man zu ihnen als Angehörigen der 
deutſchen Minderheit kein Vertrauen haben 
könne“. Die Ungerechtfertigtkeit der Maß⸗ 
nahmen iſt deswegen noch beſonders groß, 
weil die Entlaſſungen in einer Zeit erhöhten 
Beſchäftigungsſtandes erfolgen. Die Frie⸗ 
densgrube z. B. erhielt in der letzten 
Zeit ſo große Lieferungsaufträge, daß ſie 
die in den Turnusurlaub geſchickten rund 


200 Arbeiter wieder einſtellen mußte. Zu 


gleicher Zeit wurden fünf deutſche 
Arbeiter von der Verwaltung auf die 
Straße geſetzt und brotlos gemacht. 
In allen fünf Fällen handelt es ſich um 
Familienväter mit mehreren 
Kindern. 


Drei neue Geſetze, die nach dem 
Erlöſchen der Genfer Konvention in Kraft 
treten, geben den Polen neue 
Waffen gegen das oberſchleſi⸗ 
ſche Deutſchtum in die Hand. 
Das eine beſeitigt die deutſche Sprache als 
Amtsſprache, ſo daß jeder Deutſche, 
der nicht polniſch ſprechen kann, den polni⸗ 
ſchen Behörden gegenüber einen ſchweren 
Stand haben wird, das andere führt die 
Agrarreformgeſetze, die im übri⸗ 
gen Polen gelten, auch in Oſtoberſchleſien 
ein und muß ſich, da der Grundbeſitz faſt 
durchweg in deutſchen Händen iſt, als 
Entdeutſchungsmaßnahme aus⸗ 
wirken, das dritte zerſchlägt die Selb⸗ 
ſtändigkeit der evangeliſchen Kirche, 
die vom polniſchen Wojewoden abhängig 
gemacht und durch ihn poloniſiert 
werden en Im Zuſammenhang mit dieſem 
neuen Kirchengeſetz find jetzt drei deut⸗ 
ſche Pfarrer aus Oſtoberſchleſien 
ausgewieſen worden. Ein viertes 
Geſetz beſiegelt das Schickſal des 
Pleßſchen Vermögens. Fünfzehn 
Jahre hat dieſes fürſtliche Vermögen, das 
zu den größten in Europa gehörte, deſſen 
Liegenſchaften allein eine halbe Milliarde 
wert waren, dem Druck der ſteigenden pol⸗ 
niſchen Steuerſchraube und der behördlichen 
Schikanen ſtandgehalten und dadurch vielen 
deutſchen Menſchen drüben Arbeit und Brot 
geſichert. Nun mußten die Pleßſchen Güter 
den Polen preisgegeben werden. 


Koloniale Revifionspropaganda in Polen 


In den Tagen, in denen in Gdingen in 
Anweſenheit des polniſchen Staatspräſiden⸗ 
ten das „Feſt des eeres“ begangen 
wurde, tauchte in der polniſchen Preſſe 
wieder eines der an den Haaren herbei⸗ 
gezogenen „Argumente“ für das „Recht 
Polens auf Kolonialbeſitz“ auf. Nach dem 
Bericht der „Gazeta Gdanſka“ (Nr. 157 
vom 12. Juli) verſuchte General Kwas⸗ 
niewſki in feiner Feſtrede das „Recht 
Polens auf Kolonien“ u. a. damit zu be⸗ 
gründen, daß von polniſcher Seite „unter 
preußiſcher Herrſchaft Abgaben zu den 
deutſchen Kolonien geleiſtet“ worden ſeien. 
Und der „Iluſtrowany Kuryer Codzienny“ 
(Nr. 192 vom 13. Juli) ſchrieb u. a.: 
„In der Zeit der Unfreiheit unter preußi⸗ 
ſcher Herrſchaft haben wir an die Teilungs⸗ 
macht Geld in derſelben Höhe (?!) gezahlt 
wie die Deuffchen. . . ir wollen 
keine Gnade und keine Geſchenke. 
Wir verlangen nur das, was 
uns billiger weiſe zukommt ()“. 
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Man kann diefe Art von Propaganda 
(ganz abgeſehen davon, daß man ſie als 
allzu plump und unverſchämt ablehnen 
muß) auch vom polniſchen Standpunkt 
aus nur als leichtfertig bezeichnen. 
Denn das iſt doch klar: Wenn man die 
zweifellos lächerlich geringe Summe „pol⸗ 
niſchen! Geldes, das in der Vorkriegszeit 
in die deutſchen Kolonien gefloffen iſt, für 
ausreichend hält, um mit ihr einen polni⸗ 
ſchen Anſpruch auf den deutſchen Kolonial⸗ 
beſitz zu begründen, dann wird man auch 
zugeben müſſen, daß ſich eine entſprechende, 
auf gewiſſe öſtliche Nachbargebiete des 
Reiches gerichtete deutſche Propaganda mit 
ungleich größerem Recht durchführen ließe, 
da ja aus Mittel⸗ und Weſt⸗ 
deutſchland mehrere Generati— 
onen hindurch ungeheurefinan⸗ 

ielle Mittel für die wirt⸗ 
schaftliche und kulturelle Ent⸗ 
faltung der genannten Gebiete 
zur Verfügung geſtellt worden 
find. Man kann den polniſchen Kolonial⸗ 
propagandiſten nur den guten Rat geben, 
durch ihre Tätigkeit nicht derartige, ſehr 
naheliegende Schlußfolgerungen zu provo⸗ 
zieren! Ulnd es muß einmal eindeutig feſt⸗ 
geſtellt werden, daß es nicht ausbleiben 
kann, daß der polniſche Anſpruch auf 
deutſches Kolonialgebiet von deutſcher 
Seite als Grenzreviſionspropa⸗ 
ganda aufgefaßt und entſprechend be: 
antworfet wird. 


Deutſche private Volksſchule in Tarnowitz 


Dem dringlichen Erſuchen des Deutſchen 
Schulvereins entſprechend, hat die Woje⸗ 
wodſchaftsbehörde die Eröffnung 
einer privaten deutſchen Volks⸗ 
ſchule in Tarnowitz (0ſtober⸗ 
ſchleſien) geſtattet. Die private Unter⸗ 
richtsanſtalt tritt an die Stelle der bis⸗ 
herigen öffentlichen Minderheitsſchule 
mit deutſcher Unterrichtsſprache. Mehr als 
250 Erziehungsberechtigte haben 353 
Kinder in die neue deutſche Schule um⸗ 
gemeldet. Hinzu kommen noch die vor 
einigen Wochen zum Beſuch der öffentlichen 
Minderheitsſchule angemeldeten Schul⸗ 
unfänger. Die private deutſche Volksſchule 
iſt im Gebäude des Tarnowitzer Deutſchen 
Privatgymnaſiums untergebracht, das zu 
dieſem Zwecke entſprechend erweitert und 
umgebaut wird. 


Lodz oder Poſen 


Den beiden höheren Bildungsanſtalten 
in Lodz, einer Stadt, die über 40 000 
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Deutſche zählt, find von den polnifchen 
Schulbehörden die vollen Deffent⸗ 
lichkeitsrechte zuerkannt worden. 
Es handelt ſich um das Deutſche 
Gymnaſium und das Deutſche 
Mädchengymnaſium von Ro⸗ 
thert. Bekanntlich ſind vor Monaten den 
beiden deutſchen Gymnaſien in Poſen und 
Graudenz die Oeffentlichkeitsrechte aus 
nichtigen Gründen aberkannt worden. 
Die unterſchiedliche Behandlung des höheren 
deutſchen Schulweſens in den ehemals 
deutſchen und den kongreßpolniſchen Ge⸗ 
bieten, die in dieſen Maßnahmen zum 
Ausdruck kommt, iſt für gewiſſe Abſichten 
der polniſchen Volkstumspolitik bezeichnend. 
Die Maßnahmen liegen im Sinne einer 
Politik, die ein Blatt der polniſchen 
Konſervativen (alſo der Kreiſe, die ſich 
gelegentlich gern mit dem Schein der natio⸗ 
nalen UInvoreingenommenheit gegenüber 
dem Deutſchtum Polens umgeben) einmal 
ungefähr fo charakteriſiert hat: Man 
könne den Deutſchen ruhig die freie geiſtige 
Entwicklung in Polen geſtatten; aber man 
müſſe dafür forgen, daß die organi— 
ſatoriſchen Zentren des deut⸗ 
ſchen Lebens aus den Grenz: 
gebieten entfernt und in eine 
möglichſt polniſche Umgebung 
hineinverlegt werden. Auf dieſe 
Weiſe ſei die erſtrebenswerte Poloni⸗ 
ſierung der geiſtigen Führerſchicht des 
Deutſchtums zwar langſamer, aber 
reibungsloſer zu erreichen. 


Deutſche Schulkinder dürfen Deutſchland 
nicht als ihr Vaterland bezeichnen 


Der nachſtehend geſchilderte Fall ſteht 
nicht vereinzelt da. Er iſt im Gegenteil 
typiſch für die Methoden, die vor allem in 
Oſtoberſchleſien, aber auch im übrigen 
Polen, zur Ausrottung des volks⸗ 
bewußten deutſchen Lehrer: 
ſtandes angewandt werden. Am 5. Juni 
1937 wurde von dem Diſziplinaranwalt 
Gajer bei der Bezirksdiſziplinarkommiſſion 
für Lehrer beim Schleſiſchen Wojewod⸗ 
ſchaftsamt in Kattowitz Antrag auf Eröff⸗ 
nung eines Difziplinarverfahreng gegen den 
deutſchen Volksangehörigen Johann 
Konrad Kubitza, Lehrer an der 
öffentlichen Minderheitsſchule mit deutſcher 
Unkerrichtsſprache in Tarnowitz, ge⸗ 
ſtellt mit dem Ziel der Entlaſſung 
aus dem Schuldienſt unter Verluſt 
des Rechtes auf Bekleidung irgendeiner 
Stelle im ſtaatlichen, kommunalen oder 
privaten Schulweſen. Die „Schuld“ des 


Beklagten hat u. a. darin beſtanden, daß 
er am 2. Juni 1936 in der Lehrerkonferenz 
ſeiner Schule Einwendungen dagegen 
erhoben hat, das die Fe ſtanſprache 
bei der Schulfeier aus Anlaß des 
10. Jahrestages des Amtsantritts des 
Staatspräſidenten Moscicki an einer 
deutſchen Schule in polniſcher 
Sprache gehalten wird. „Schuldig“ hat 
ſich Kubitza auch dadurch gemacht, daß er 
im Herbſt 1936 in das Poeſie album 
einer ſeiner Schülerinnen folgenden Satz 
eingetragen hat: „Bewahre duftig und zart 
die Blume deutſchen Gemütes im froſtigen 
Hauche der Gegenwart“. In der 
Begründung des Strafantrages hat ſich 
der Diſziplinaranwalt hierzu folgender⸗ 
maßen geäußert: Die Eintragung eines 
ſolchen Sinnſpruches bezwecke unzweifel⸗ 
haft, „den Kindern die Uleberzeugung ein: 
zuimpfen, daß die heutige Wirklichkeit, in 
der ſie leben, alſo die Zugehörigkeit zum 
polniſchen Staate, unerträglich, läſtig und 
froſtig iſt.“ Kubitza habe ſomit „ziel⸗ 
bewußt Abneigung gegen den polniſchen 
Staat geweckt“ und dadurch „ſeine Pflicht 
verletzt“, die Kinder in ſtaatsbürgerlichem 
Sinne zu erziehen. Als weitere „Straftat“ 
iſt in dem Strafantrag angeführt worden, 
daß eine der Schülerinnen Kubitzas einmal 
auf die Frage, welches ihr Vaterland ſei, 
Deutſchland als ihr Vaterland 
bezeichnet habe, und daß dieſer ſelber 
dieſe Antwort einem darüber erregten Polen 
gegenüber als durchaus richtig in Schutz 
genommen habe. Das ſind die Fälle, die 
dazu herhalten müſſen, um einen deutſchen 
Lehrer, der ſeit 1924 im öffentlichen Schul⸗ 
dienſt Polens beſchäftigt iſt und ſeit 1929 
an der Tarnowitzer Minderheitsſchule 
unterrichtet, aus feinem Wirkungskreis zu 
entfernen und ihm jede Befähigung zur 
Bekleidung einer Lehrerſtelle in Polen unbe⸗ 
friſtet abzuerkennen. Es iſt übrigens be⸗ 
zeichnend, daß in dem Strafantrag als 
Zeugen gegen Kubitza deſſen drei polni⸗ 
ſche „Kollegen“ angeführt worden ſind, 
nämlich der Leiter der Schule Jan Mu⸗ 
ſielak, die Lehrerin Roſalie La ſt und 
der Lehrer Ignaz Niemiec, und dazu 


kommt als vierter noch der Schulinſpektor. 


Wojciech Wroblewſki. Es iſt kaum 
erforderlich, die geiſtige Verfaſſung von 
Leuten näher zu beleuchten, die es für ihre 
Amtspflicht halten, den polniſchen Staat 
durch ſolche Strafanträge und ſolche Be: 
gründungen zu kompromittieren. Es muß 
nur noch vermerkt werden, daß Kubitza 
inzwiſchen das Land der ſprichwörtlichen 
Toleranz verlaſſen hat. 


anderem 


Zahlen, die man zu leſen verſtehen muß 


Das vom Statiſtiſchen Hauptamt in 
Warſchau herausgegebene „Kleine Stati⸗ 
ſtiſche Jahrbuch für das Jahr 1937“ iſt 
jetzt erſchienen. In einer Preſſekonferenz 
machte der Direktor des Amtes, Dr. E 
Szturm de Sztrem, darauf aufmerkſam, 
daß das Jahrbuch diesmal in einem um 
100 Seiten ſtärkeren Format heraus⸗ 
gebracht worden ſei, und folgende Gebiete 
in ihm zum erſten Mal Berückſichtigung 
gefunden haben: die natürliche Bevölke⸗ 
rungsbewegung in den Städten, Nutzung 
und Größe der landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke nach Wojewodſchaften, der ſtaatliche 
landwirtſchaftliche Grundbeſitz, das Volks⸗ 
einkommen, die nicht zu den Verbänden 
gehörenden Genoſſenſchaften, die Kartelle, 
die Bautätigkeit, der Fleiſchverbrauch, das 
Verkehrsnetz und die neuerbauten Straßen 
für die Jahre 1924 bis 1936, territorial 
aufgegliedert, die Verteilung der Automo⸗ 
bile in Polen, Getreide- und Bau⸗Kredite, 
die Ausgaben des Staates für das Schul⸗ 
weſen und andere Daten über Unterricht 
und Wiſſenſchaft, die Schulden des 
Staates und der Selbſtverwaltung, der 
Umſatzfonds für die Agrarreform u. a. m. 

Das neue Jahrbuch iſt in der für pol⸗ 
niſche Verhältniſſe großen Auflage von 
70 000 Exemplaren erſchienen. Weil es 
bulig und handlich iſt, findet das Kleine 
Statiſtiſche Jahrbuch auch im Auslande 
große Verbreitung. Daher iſt der Hin⸗ 
weis wohl am Platze, daß ohne genaue 
Kenntnis über die Art der Gewinnung und 
Aufbereitung des Urmaterials, die manch⸗ 
mal aus den Anmerkungen zu den Tabellen 
zu erſehen ift, die Angaben, beſonders ſo⸗ 
weit ſie ſich auf die Minderheiten beziehen, 
nur mit Vorſicht aufzunehmen ſind. Das 
Jahrbuch bringt endlich auch Angaben über 
das Ergebnis der Volkszählung vom Jahre 
1931, die vorher zum größten Teil ſchon 
in der alle Dekaden erſcheinenden Zeit⸗ 
ſchrift des Statiſtiſchen Hauptamts, den 
„Statiſtiſchen Nachrichten“, veröffentlicht 
waren (dort z. T. mit ausführlicheren 
methodologiſchen Hinweiſen). Darnach 
lebten im Jahre 1931 in Polen nur 
744 000 Deutſche. Wie dieſe Zahl zu⸗ 
ſtandegekommen iſt, darauf wird in 
Zuſammenhange eingegangen 
werden. 30,9 v. H. der Bevölkerung, die 
für den Tag der Volkszählung mit 32,1 
Millionen und für den 1. Januar 1937 
mit 34,2 Millionen angegeben wird, ge⸗ 
hören den völkiſchen Minderheiten an. 
Intereſſant iſt, daß 878 600 Perſonen ihre 
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Mutterſprache überhaupt nicht angegeben 
haben und 381 300 Perfonen, die dem 
moſaiſchen Bekenntnis angehören, als ihre 
Mutterſprache nicht Jüdiſch oder Hebrä⸗ 
iſch, ſondern eine andere Sprache, alſo 
Polniſch, angegeben haben. lleber 5,5 
Millionen Menſchen können weder leſen 
noch ſchreiben, jeder fünfte Bewohner etwa 
iſt alſo Analphabet. Dazu kommen aber 
über 1 Million Halbanalphabeten, die nur 
leſen können. 


Ein Geſchenk an die Polen 7 


Einige Mitglieder der polniſchen Dele⸗ 
gation, die mit General Gorecki an der 
Spitze zum Frontkämpfertreffen in Berlin 
erſchienen war, beſuchten die Stadt 
Magdeburg und beſichtigten die Magde⸗ 
burger Zitadelle, in der Marſchall Pil⸗ 
ſudſki während des Weltkrieges zeitweilig 
interniert war. Bei dieſer Gelegenheit 
wurde ein kleines auf dem 1805 
dellengelände gelegenes Häus⸗ 
chen, in dem Pilſudſki damals wohnte, 
von dem Bürgermeiſter der Stadt Magde⸗ 
burg dem polniſchen Staat zum 
Geſchenk gemacht. Das Häuschen 
fol zerlegt und auf dem Waſſerweg Elbe — 
Nordſee—Kieler Kanal —Oſtſee — Weichſel 
nach Warſchau gebracht werden. Das 
Militärblatt „Polſka Zbrojna“ nennt dieſes 
Geſchenk eine „ritterliche Geſte der 
Deutſchen“ und ſpricht von der „tiefen 
ſymboliſchen Bedeutung“ des 
Magdeburger Geſchenks. Die ritterlich 
denkenden Kreiſe, die hinter dieſem Blatt 
ſtehen, wiſſen zweifellos deutſche ſoldatiſche 
Ritterlichkeit zu ſchätzen. Mit dieſen Kreiſen 
ließen ſich wohl auch Fortſchritte erzielen 
auf dem Wege der deutſch⸗polniſchen Ver⸗ 
ſtändigung. Aber das deutſche Volk 


vernimmt zur Zeit faſt nur unfreund⸗ 
liche polniſche Stimmen und hört von 
dem rückſichtsloſen Vernichtungskampf 
gegen die deutſchen Volksgenoſſen, die ohne 
eigene Schuld in den polniſchen Staats⸗ 
grenzen leben müſſen und dort wehrlos den 
der Ritterlichkeft ins Geſicht 
ſchlagenden polnifhen Gewalt 
methoden preisgegeben find, und wird 
im gegenwärtigen Zeitpunkt kein Ver⸗ 
ſtändnis für dieſe großherzige 
deutſche Geſte, die von polniſcher 
Seite unbeantwortet bleibt, aufzubringen 
vermögen. 


Werden die deutſchen Optanten aus 
Oſtoberſchleſien ausgewieſen? 


Obwohl die deutſch⸗polniſchen Ver⸗ 
handlungen über dieſe Frage im Gange 
ſind und eine vertragliche Regelung, wie 
man meinen ſollte, im beiderſeitigen Inter⸗ 
eſſe liegt — zumal auch in Weſtober⸗ 
ſchleſien einige hundert polniſche Optanten 
wohnen — hat Polen den deut ſchen 
Dptanten Ausweiſungsbefehle 
zugeſtellt, die auf 4 bis 12 Wochen, vom 
15. Juli gerechnet, befriſtet ſind. Es handelt 
ſich um etwa 1 600 Perſonen, die vor 
15 Jahren für Deutſchland optiert und ihr 
loyales Verhalten Polen gegenüber ſchon 
dadurch bewieſen haben, daß Polen in 
einem ſo langen Zeitraum keinen Anlaß 
ſah, ſie auf Grund der durch die Genfer 
Konvention gegebenen Handhaben des Lan⸗ 
des zu verweiſen. Entſprechend dieſem pol⸗ 
niſchen Verhalten hat Deutſchland den 
polniſchen Optanten in Weſtoberſchleſien 
die Nachricht zugehen laſſen, daß ſie nach 
dem 1. November mit einer Verlängerung 
ihrer Aufenthaltsbewilligung nicht mehr 
werden rechnen können. 


Bücher über den Oſten 


Geſchichte der Pläne zur Teilung des alten 
polniſchen Staates ſeit 1386. Teil I: Der 
Teilungsplan von 1392. Von Hildegard 

chäder. Verlag von S. Hirzel, Leipzig 
1937. Eine Tafel und zwei farbige Karten. 
92 Seiten. Preis kartoniert 5,— RM., ge 
bunden 6,50 RM. — Dieſe Arbeit, die als 
Band 5 der Schriftenreihe „Deutſchland und 
der Oſten“ erſchienen iſt, bildet den erſten Teil 
einer Unterſuchung, welche die durch die Jahr⸗ 
hunderte immer wieder auftauchenden Pläne 
einer Aufteilung des alten polniſchen Staates 
behandelt. Der Teilungsplan von 1392, den 
die vorliegende Arbeit behandelt, iſt eine ge⸗ 
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ſchichtlich ungemein intereſſante Epiſode. Sein 
geiſtiger Vater war in der Hauptſache Herzog 
Wladyslaw von Oppeln, der Ungarn und den 
Deutſchen Orden, die beiden von dem macht⸗ 
politiſchen Zuſammenſchluß Litauens und Polens 
unter Jagiello unmittelbar bedrohten Staaten, 
zu einem gemeinſamen Vorgehen gegen Polen 
zu beranlaſſen verſuchte. Hildegard Schäder 
ſtellt den Plan des Herzogs von Oppeln in die 
größeren geſchichtlichen Zuſammenhänge hinein. 
Sie erklärt ihn als den Verſuch einer Fort⸗ 
ſetzung der ein Menſchenalter zuvor von Kaiſer 
Karl IV. verfolgten großzügigen Oſtpolitik. Sie 
ſtellt die in den polniſchen Teilfürſtentümern 


wirkenden, auseinanderſprengenden und die nament⸗ 
lich durch die Kirche vertretenen, zuſammen⸗ 
faſſenden Kräfte der „polniſchen“ Länder ab- 
wägend gegenüber. Im einzelnen verfolgt ſie 
dann das Heranreifen des Teilungsplanes, zu 
dem ſchon die galiziſche Politik des zum König 
von Polen gewählten Ludwig von Ungarn den 
Grund gelegt hatte; die Fühlungnahme Wladys⸗ 
laws von Oppeln mit dem Hochmeiſter Konrad 
von Wallenrode, den die haßerfüllte Phantaſie 
eines Henryk Sienkiewicz in einen litauiſchen 
Verräter umgelogen hat, das gewagte und 
wechſelvolle Spiel, das Wladyslaw gegen 
Jagiello, den zum König von Polen gewählten 
Großfürſten von Litauen, ſpielte und ſchließlich 
verlor. Es entwickelt ſich in der Darſtellung 
eine ungemein ſpannende und oft überraſchende 
Folge von Szenen, in denen der Franke 
Wallenrode als kluger und weitblickender 
Politiker, Wladyslaw von Oppeln als uner⸗ 
müdlicher Zwiſchenträger und Sigmund von 
Luxemburg als ſchwächerer Erbe Ludwigs von 
Ungarn erſcheinen. Daß Jagiello in dieſem 
Spiel ſchließlich Sieger blieb, das war einer 
Reihe von Ereigniſſen zuzuſchreiben, auf die er 
ſelber nur wenig oder gar keinen Einfluß hatte: 
Die gemeinſame Machtpolitik der Luxemburger 
zerbrach im Fanilienſtreit; Ungarns Stellung 
geriet durch den Vormarſch der Türken ins 
Wanken; Konrad von Wallenrode ſtarb und 
ſein Nachfolger, Ulrich von Jungingen, ging 
auf die Teilungspläne, die auch an ihn heran: 
getragen wurden, nicht ein; und endlich gelang 
es Jagiello, nach dem unerwarteten Tode ſeines 
Bruders Wigunt Alexander, der mit einer 
Tochter des Herzogs von Oppeln vermählt war, 
die Anſprüche des gefährlichen Witold zufrieden 
zu ſtellen und dieſen von ſeinem Bündnis mit 
dem Deutſchen Orden abzubringen. Der 
Teilungsplan war nicht ſo ausſichtslos, wie man 
anzunehmen geneigt iſt, wenn man nur an die 
Schlacht von Tannenberg denkt, die 18 Jahre 
ſpäter folgte. Dr. K. 

Die Anfänge des Bistums Poſen und die 
Reihe ſeiner Biſchöfe von 968 bis 1498. Von 
Gerhard Sappok. Verlag von G. 
Hirzel, Leipzig 1937. 154 Seiten. Preis 
kartoniert 5,— RM., gebunden 6,50 RM. — 
Die Arbeit, die als Baud 6 der Schriftenreihe 
„Deutſchland und der Oſten“ erſchienen iſt, 
zerfällt in zwei Teile. Im erſten Teil ſetzt ſich 
der Verfaſſer in kritiſcher Form mit der umfang- 
reichen Literatur auseinander, die ſich mit der 
Frage des deutſchen Einfluſſes auf die Grün⸗ 
dung des Bistums Poſen befaßt. Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß Otto J. bei der Grün⸗ 
dung des Poſener Bistums eine maßgebende 
Rolle geſpielt haben muß, da ja Mieszko mit 
ſeinem Lande „bis zur Warthe“, alſo ein: 
schließlich Pofens, dem deutſchen König tribut⸗ 
pflichtig war, und daß Poſen in der damaligen 
Zeit als Suffraganbistum von Magdeburg ar 
geſehen werden muß. Im zweiten Teil wird 
zum erſten Mal für ein polniſches Bistum der 
Verſuch unternommen, eine nach Möglichkeit 
lückenloſe Liſte der älteren Biſchöfe zu geben 
und alle erreichbaren Nachrichten über deren 


nationale und ſoziale Herkunft, Bildungsftand 
und politiſche Beziehungen zuſammenzutragen. 
Das Ergebnis der Unterſuchung iſt u. a., daß 
unter den Poſener Biſchöfen bis ins 12. Jahr⸗ 
hundert hinein das deutſche Element vor: 
herrſchend war und daß insbeſondere die beiden 
erſten Biſchöfe, Jordan und Unger, Deutſche 
waren. Wieder werden hier, wie in jeder der 
Arbeiten dieſer wertvollen Schriftenreihe, einige 
Theſen der polniſchen Wiſſenſchaft, die die 
Bedeutung des Deutſchtums für die polniſche 
Frühgeſchichte zu leugnen verſuchten, richtig 
geftellt. ; r. K. 

Die Oder. Herausgegeben vom Verein zur 
Wahrung der Oderſchiffahrtsintereſſen in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Landesfremdenverkehrsver⸗ 
band Schleſien. Wilh. Gottl. Korn Verlag, 
Breslau 1937. 48 Seiten auf Bütten, Groß⸗ 
quart mit 17 Tiefdrucktafeln, 8 vielfarbigen 
Bildern und 2 farbigen Karten. Preis 3,— 
RM. — Es iſt ein zwar wenig umfangreiches, 
aber eindrucksvolles Bildwerk, das die genannten 
Herausgeber vorgelegt haben. Der Text, der 
jeweils eine gegenüberſtehende Bildſeite begleitet, 
tritt zunächſt völlig hinter den ausgezeichneten 
Kupfertiefdrucken und Gemäldereproduktionen 
zurück. Es ſind Bilder, die die Oderlandſchaften, 
Oderſtädte und Oderhäfen darſtellen, und zwar 
Landſchaften bei Ratibor, Lebus, Glogau, 
Frankfurt uſw., Städte wie Breslau und 
Oppeln, die Häfen von Breslau und Stettin. 
Im Bilde erſcheinen weiter die großen techniſchen 
Bauten des Oderſtromes und ſeiner Zuflüſſe, 
das Schiffshebewerk Niederfinow, die Stau⸗ 
becken von Turawa und Ottmachau, das Wehr 
bei Raſern, der Adolf-Hitlerkanal uff. Die 
Texte, von guten Sachkennern geſchrieben, be⸗ 
handeln die Oder als politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Faktor, ihre Verkehrsbedeutung, ihre 
waſſerwirtſchaftlichen Verhältniſſe, ihren land⸗ 
ſchaftsbildenden Charakter. Das Heft iſt eine 
ebenſo ſachliche wie künſtleriſche Werbung für 
die Oder, Oſtdeutſchlands bisher noch viel zu 
wenig bekannten Strom. Die einzelnen Blätter 
ſind mit Seidenkordel in einen Umſchlag 
geheftet, ſo daß ſie leicht herausgenommen und 
ein Rahmen) als Bildſchmuck benutzt werden 
können. Dr. K. 


Friedrich der Große und Schleſien. Von 
Klemens Lorenz. Heft 2 der „Schleſien⸗ 
bändchen“. Verlag Flemming, Breslau / Deutſch⸗ 
Liſſa 1936. 48 Seiten und 8 Bildtafeln. — 
Friedrich der Große hat die Schleſier zu 
Preußen gemacht; und kaum in einem anderen 
Teile Deutſchlands iſt die Geſtalt des Königs 
ſo ſehr im Volksbewußtſein verwurzelt wie 
gerade in dieſem Lande, das in mehreren 
ſchweren Kriegen für den Staat gewonnen 
werden mußte. Das vorliegende Bändchen 
zeigt Friedrich den Großen, wie er mit den 
politiſchen Widerſtänden, die ihm in Schleſien 
zunächſt entgegentraten, fertig zu werden ver⸗ 
ſtand, wie er die Wunden des Krieges heilte, 
ſich um das Los der Bauern bemühte, für die 
Hebung der Landwirtſchaft ſorgte, der Induſtrie 
entſcheidenden Auftrieb gab, den ſchleſiſchen 
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Handel zu beleben verſuchte, auf die Förderung 
des Bildungsweſens bedacht war, wie er ſich um 
alles und um jeden kümmerte und ſchließlich 
als der „Alte Fritz“ in die Herzen der Schleſier 
einging. Die Schrift verſchweigt auch nicht das, 
was der König nicht zu erreichen vermochte und 
was ſich an ſeinen wirtſchaftlichen Bemühungen 
ſpäter als falſch angelegt herausgeſtellt hat. 
Sie verſchweigt auch nicht, daß Friedrich feinen 
Schleſiern kein weicher und gefälliger Herrſcher 
war, ſondern daß er ſie, wo es das Wohl des 
Staates verlangte, hart und ſchwer anzufaſſen 
verſtand. Daß er dabei aber immer gerecht 
blieb, daß er die härteſten Forderungen immer 
zunächſt an ſich ſelber ſtellte, daß er für jeden 
erreichbar war, daß er denen, die dem Staat 
gedient hatten, vor allem ſeinen Soldaten, die 
Treue hielt, daß er großzügig gab, wo Not 
herrſchte, daß er Schleſien liebte, das haben 
ihm die Schleſier mit einer Treue und Liebe 
vergolten, die noch heute in unzähligen und 
immer wieder neu ſich formenden Anekdoten 
ihren ſprechenden Ausdruck findet. Dr. K. 


Reichschrenmal Tannenberg. Von General⸗ 
major a. D. Hans Kahns. Mit 25 Ab⸗ 
bildungen. Verlag Gräfe und Unzer, Königs⸗ 
berg / Preußen 1937. 36 Seiten. — Dem 
Bildteil ſind einige kurze Skizzierungen der 
Schlacht bei Tannenberg und ein knapper Be⸗ 
richt über die Entſtehung des Ehrenmals voran⸗ 
geſtellt. Der Bildteil enthält Aufnahmen von 
den Brennpunkten der Schlacht und Einzel⸗ 
aufnahmen vom Reichsehrenmal. Es iſt die 
erſte Bilddarſtellung, die das Ehrenmal in 
ſeiner heutigen, durch die Beiſetzung Hinden⸗ 
burgs teilweiſe veränderten Geſtalt wiedergibt. 
Eine Kartenſkizze veranſchaulicht die noch in 
der Ausführung begriffene Landſchaftsgeſtaltung 
in der Umgebung des Ehrenmals. Dr K. 


Südoſteuropa und das Erbe der Donau⸗ 
monarchie. Von Hans Hummel. Heft 4 
der Reihe „Macht und Erde“. Verlag B. G. 
Teubner, Leipzig⸗Berlin 1937. 64 Seiten mit 
2 Kartenſkizzen. Preis broſchiert 1,40 RM. — 
Die Schrift gibt zunächſt einen geographiſchen 
Grundriß Südoſteuropas und einen geſchicht⸗ 
lichen Ueberblick über die Wanderungs⸗ und 
Siedlungsbewegung ſowie das Werden und 
Vergehen der Staaten in dieſem Raum. Dann 
behandelt ſie die ſtaatliche Aufgliederung Süd⸗ 
oſteuropas nach dem Weltkrieg, die volks⸗ 
politiſchen Spannungen, die wirtſchaftlichen und 


verkehrspolitiſchen Verhältniſſe, die inneren 
und äußeren Bündnisſyſteme dieſes Raumes 
uſw. In ihrer Grundhaltung iſt 
die Arbeit abzulehnen. Sie verſucht 
nicht nur, Südoſteuropa als einen Großraum 
darzuſtellen, dem eine eigene wirtſchaftliche und 
politiſche Geſetzlichkeit zukommt, ſondern be⸗ 
müht ſich auch, Deutſch⸗Oeſterreich als einen 
Staat erſcheinen zu laſſen, der, geopolitiſch an: 
geblich vom Deutſchen Reiche geſchieden, einen 
Teil dieſes „ſüdoſteuropäiſchen Großraumes“ 
bildet. In dieſer Hinſicht macht ſich die Schrift 
unbemerkt die Theſen der franzöſiſch=tſchechiſchen 
Donauideologien zu eigen. Sie überfieht ge⸗ 
fliſſentlich, daß Oeſterreich feine Berufung im 
ſüdöſtlichen Europa politiſch und wirtſchaftlich 
nur dann zu erfüllen vermag, wenn es ſeinen 
Vorſtoß dorthin aus der räumlichen Tiefe und 
der völkiſchen Kraft Geſ amt deutſchlands 
heraus führen kann. Weder vpölkiſch, noch wirt⸗ 
ſchaftlich läßt ſich die Herausnahme Oeſterreichs 
uus der deutſchen Mitte Europas und feine Zu: 
weiſung an einen, nur als Ideologie vorhandenen 
„ſüdoſteuropäiſchen Großraum“ begründen. Vor 
allem aber läßt ſich eine ſolche Konſtruktion, 
die die Tatſache der großdeutſchen Gegenwart 
zugunſten einer Habsburgiſchen Vergangenheit 
leugnet, politiſch nicht aufrechterhalten. Di⸗ 
gelegentlichen Hinweiſe des Verfaſſers auf die 
Unentbehrlichkeit des Deutſchen Reiches als 
eines wirtſchaftlichen Partners der ſüdoſt⸗ 
europäiſchen Länder können an dem Urteil nichts 
ändern, daß die Schrift Plänen entgegen⸗ 
kommt, wie fie von Herriot, Tardieu, Beneſch 
und anderen deutſchfeindlichen Politikern ver— 
kündet und verfolgt worden ſind, und denen 
allen das eine gemeinſam iſt, daß ſie, unter 
Leugnung der großdeutſchen Berufung Oeſter⸗ 
reichs, die ſüdoſteuropäiſchen Länder als Ger 
ſamtheit gegen das Deutſche Reich auszuſpielen 
verſuchen. Die wirtſchaftliche Beweisführung 
des Verfaſſers iſt rein rechneriſcher Natur und 
entbehrt der wirtſchafts politiſchen Baſis. 
Seine Bewertung der italieniſchen Südoſtpolitik 
iſt naiv. Eine Bemerkung, die er gelegentlich 
über den Föderalismus in Rumänien macht, 
widerſpricht dem, was Höpker in ſeiner wert⸗ 
vollen Arbeit „Rumänien“ überzeugend dar⸗ 
gelegt hat. Die Charakteriſtik der rumäniſchen 
Außenpolitik iſt überholt uff. Für die deutſche 
außenpolitiſche Literatur iſt die Schrift kein 
Gewinn. Es iſt ihr keine Verbreitung zu 
wünſchen. Dr. K. 


EINLADUNG ! Am Mittwoch, dem 15. Septbr. 1937, 12 Uhr, findet in Berlin W9, Potsdamer Str. 3 eine 
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